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Vierteljahriger Abonnementspreiz in Breslau 2 Thlr., außerhalb inc. 
Porto 2 Mir 15 Sgr. Fuerte ebühr a den — einer 
fünfthelligen Zeile in Betithöhri 1½ Sgr. 


Nr. 180. Mittag: Ausgabe, 


Deutſchland. 


0. K. C. Reichstags⸗Verhandlungen. 
8. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (16. April.) 


Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſtark, das Haus aber iſt ſehr 
ſchwach beſetzt. Am Tiſche der Bundescommiſſarien: Präſident v. Delbrück, 
Graf zu Eulenburg c., ſpäter Graf Bismarck. 

Es werden zahlreiche Urlaubsgeſuche end 

Der Antrag Löwe auf Siſtirung des Strafverfahrens gegen den 
Abg. Duncker wird zur Schlu rag geitellt. 

uf der 8 nung ſtehen die beiden Interpellationen des 1 
Wiggers (Berlin); die erſtere lautet: „Ob das Bundes⸗Präſidium noch 

nd der gegenwärtigen Seſſion des Reichstages den Erlaß eines allge⸗ 
meinen Wahlgeſetzes und Wahlreglements für den Norddeutſchen 
Bund zu peranlaſſen gedenkt?“ 5 

Abg. Wiggers (Berlin) motivirt fie durch die großen Unzuträglichkeiten, 
welche durch die theilweiſe verſchiedenen Wahlreglements in den einzelnen 
Bundesſtaaten herbeigeführt werden. 2 

9 v. Delbrück: Dringendere legislative Arbeiten haben bisher 
die Sr des Wahlgeſetzes verzögert. 
— 1 orlage noch nicht in Ausſicht geſtellt werden, ſie iſt aber in 

ereitung. 

Die zweite Interpellation lautet: 200 gt es zur Kenntniß des Bun⸗ 
des⸗Präſidiums gelangt, daß die beiden mecklenburgiſchen Regierungen geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen erlaſſen haben, nach welchen jüdiſche Glaubens⸗ 
genoſſen, welche Grundeigenthum erwerben, von den mit deſſen Beſitz 
verbundenen Rechten der Ausübung der Landſtandſchaft. der Jurisdiction 
und eines weſentlichen Theiles der Polizei ausgeſchloſſen worden ſind? 
Eventuell 2) ob und welche Schritte gegenüber dieſem im Widerſpruch mit 
dem Bundes⸗Freizügigkeits⸗Geſetz ſtehenden Vorgehen der gedachten bei⸗ 
den Regierungen ſeitens des Bundes⸗Präſidiums geſchehen ad oder noch 
beabſichtigt werden.“ . 

Abg. Wiggers: In Mecklenburg vertritt im Allgemeinen der Grund⸗ 
beſitz den Berltand zum Unterſchiede von denen, welchen Gott mit dem Amte 
den Verſtand giebt. Gleichwohl ſind dort die grundbeſitzenden, alſo verſtän⸗ 
digen Juden von den mit dem Beſitze verbundenen Rechten f dae 


or⸗ 


Hierin liegt ein offenbarer Widerſpruch mit dem Freizügigkeitsgeſetz; daſſelbe 
wird durch die mecklenburgiſche Specialgeſetzgebung in einer ſeiner 
lichſten Beſtimmungen alterirt. a 

undes, Com miſtar Graf zu Eulenburg: Auch im Bundesrathe iſt 


ent⸗ 


anläßlich einer Petition die Sache ſchon zur Sprache gekommen. Bei bab 


näherer Unterſuchung konnte jedoch ein Widerſpruch dieſer Beſtimmungen 
der mecklenbur IIe Geſetzgebung mit dem Sreigügigteite siehe nicht gefun- 
den werden. enſo wie z. B. die Forderung des Vollbeſitzes der bürger⸗ 
lichen Ehre zur vollen Ausübung der Staatsbürgerrechte geſtellt werden 
kann, kann von Seiten des Bundes auch gegen die oben angegebene Forde⸗ 
rung der mecklenburgiſchen Specialgeſetzgebung nicht eingeſchritten werden. 
Ob es wünſchenswerth iſt, daß ſolche Special eſetze erlaſſen werden, iſt eine 
andere Frage, deren 1 jedoch nicht hierher gehört. 

„Dritter Gegenſtand der T. -O. 8 die Berathung des Vein betr. die 
Aufhebung der polizeilichen Beſchränkungen der Befugniß der 
Eheſchließung. — Die Commiſſion, deren ren Abg. Braun (Wies⸗ 
baden) iſt, beantragt das Geſetz in folgender Faſſung anzunehmen: 

Fi von der Commiſſton beſchloſſenen Aenderungen find geſperrt gedruckt.) 
1. Bundesangehörige bedürfen zur Eingehung einer Ehe oder zu der 
damit verbundenen Gründung eines eigenen Haushaltes weder des Erwerbs 
Gemeindeangehörigkeit (Gemeindemitgliedfcaft) oder des Einwohnerrechts, 


er 
noch der Genehmigung der Gemeinde N utsherrſchaft) oder des Armenver: |; 5 
n 


bandes, noch einer obrigkeitlichen Erlau ib. 

usbeſondere darf die Befugniß zur Verehelichung wegen 
i e eines die Großjährigkeit überſteigenden Alters oder 
des Nachweiſes einer Wohnung, eines hinreichenden Vermb⸗ 
gens oder Erwerbs, wegen erlittener Beſtrafung, böſen Rufes, 
vorhandener oder zu befürchtender Verarmung, bezogener Un⸗ 
terftübung, oder aus anderen polizeilichen Gründen nicht ber: 
weigert, auch darf von der ortsfremden Braut ein Zuzugsgeld 
oder eine ſonſtige Abgabe nicht erhoben wer den. 

§ 2. Die polizeilichen Beſchraͤnkungen der Befugniß zur Eheſchließung, 
welche in Anſehung der Ehen zwiſchen Juden und für die Angehörigen ein⸗ 
zelner bürgerlichen Berufsſtände ehehen, werden Fl 775 

Die Beſtimmungen über die Genehmigung der Cheſchließung der Militär: 
erſonen, Beamten, Geiſtlichen und Lehrer durch die Vorgeſetzten werden 
iervon nicht betroffen. f 

3. Die für Geiſtliche und Civilſtands⸗Beamte beſtehenden Verbote, 
bei der Schließung einer Che ohne vorherige Beibringung einer obrigkeitli⸗ 
chen Beſcheinigung amtlich mitzuwirken, bleiben in Beziehun Me Bunbes- 
angehörige nur joweit in Kraft, als dieſe Beſcheinigung das Vorhandenſein 
der durch dieſes Geſetz nicht berührten Vorausſetzungen der Che⸗ 
reg oder die im § 2 Alinea 2 erwähnten Beſtimmungen zum Gegen: 

ande hat. ö 

§ 4. Die Wohn en der Landesgeſetze über die Zulaſſung von Aus⸗ 
Kara zur Eingehung einer Ehe finden auf Bundesangehörige keine An⸗ 
wendung. 

$ 5. Die Beftimmungen des bürgerlichen Eherechts werden 
durch dieſes Geſetz nicht berührt. 5 
5 Dieſes Geſeß tritt am 1. Juli d. J. in Kraft. 

8 liegen hierzu folgende Amendements vor: 

) vom Abg. Dr. Proſch: „im zweiten Alinea des 8 1 ſtatt der Worte 
„wegen Mangels eines die Großjährigkeit überſteigenden Alters“ zu art 

„wegen Mangels eines beſtimmten, die Großjährigkeit 

überſteigenden Alters.“ a 

2) Vom Abg. Graf Baſſewitz: Für den — der 7 5 des Ge⸗ 
ſetz⸗Entwurfs 90 den Abſatz 2 des $ 1 fo zu faſſen: „Insbeſondere darf 
die Beſugniß zur Verehelichung wegen Mangels eines die Großjährigkeit 
überſteigenden Alters, eines hinreichenden Vermögens oder Erwerbes, wegen 
erlittener Beſtrafung, böſen Rufes, zu befürchtender Verarmung oder aus 
anderen polizeilichen Gründen nicht verweigert auch darf von der ortsfrem⸗ 
den Braut ein Zuzugsgeld oder eine ſonſtige Abgabe nicht erhoben werden; 
b) den § 3 fo zu fa en: Der Geiftlihe oder Cipilſtandsbeamte hat vor 
ſeiner amtlichen Mitwirkung zur Schließung einer Ehe von den betreffenden 
Bundesangehörigen einen obrigkeitlichen Nachweis zu fordern, daß er ſich 
eine 8 e verſchafft hat und daß zur Zeit keine Gründe bei ihm vor⸗ 
handen ſind, welche nach § 4 und 5 des Freizügigkeitsgeſetzes vom 1, No: 
vember 1867 zur Ab⸗ oder usweiſung eines neu Anziehenden berechtigen 
würden. Uebrigens aber bleiben die fur Geiſtliche und Civilſtandsbeamten 
beſtehenden Verbote bei der Schließung einer Che ohne vorherige Beibrin⸗ 
gung einer obrigkeitlichen Beſcheinigung amtlich daß Besch in Beziehung 
auf Bundesangehörige nur inſoweit in Kraft, als dieſe Beſcheinigung u. |. w. 
(wie in der Vorlage), 

l 45 Abg. Miquel. pr 9, 1. ftatt der Worte „weder des Erwerbs 

der . u., ſ. w.“ die Worte ee: „weder des 

Beſitzes noch des Erwerbes einer Gemeindeangehörigkeit“ u. |. w. 

) Vom Abg. Evelt: den 8 5, falls er nicht geſtrichen wird, fo zu 

Aer „Die geſeßlichen Beſtimmungen über die Voraussetzungen einer 

5 tigen Eheſchließung, welche rein eivilrechtlicher und nicht polizeilicher 
atur ſind 6 ), werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

5) Vom Abg. Kratz: den § 5, falls er nicht geſtrichen wird, fo zu 
aſſen: „die Beſtimmungen des bürgerlichen Eherechts bleiben in Kraft, in⸗ 
— 5 7905 nicht Verfügungen enthalten, welche mit dem § 1 in Wider⸗ 

ruch ſtehn. 

6) Von den Abgg. Stephani und Dr. Blum folgenden § 6 hinzuzu⸗ 
fügen: Alle dem gegenwärtigen Geſetz i eſetzlichen oder 
Hiutariſchen Beltimmungen treten mit dem J. Juli d. J. außer Kraft. Der 

undeskanzler wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Die Generaldebatte wird eröffnet. 1 a 
ger Abg. Miguel: Der ganze Geſetentwurf gefällt mir wenig in feiner 
ue Fasten Bei den perſchiedenartigen Beſtimmungen im den einzelnen 

undesſändern über dieſe Materie, die zum Theil nur polizeilicher Natyr x. 


Breslauer 


ür die gegenwärtige Sal W̃ 


rungen und Verwaltungsbehörden, eine 1 freiheitliche Interpretation 


— Es muß dann ferner die Arm e an enn 1 er — 7 
e iſt, da ſonſt die Gemeinden 
H., iſt denn das 


auseinandergehen? Zuſtände, wie die Noth in Oſtpreußen 
ich auch nicht behaupten will, daß dieſelben großentheils 


eines allgemeinen Heimaths 
Abe: Wiggers (Berlin): 
Beſchränkung der wirthſchaftlichen Freihei 


abe mir das Durchſchnittsverhältniß der 
en in Mecklenburg feit 1808 Alam N 
wie 1: 


Abg. Kratz: Es iſt ſchwer, die Grenze zwiſchen polizeilichen und hürger⸗ 
lichen Ehebeſchränkungen zu ziehen, weil nicht in allen Ländern des Bundes 
Ham Beſtimmungen über das bürgerliche Eherecht vorhanden ſind. 

arum wird aber durch den § 5, wonach die Beſtimmungen über das bür⸗ 
gerliche Eherecht durch dies Geſetz nicht berührt werden ſollen, der ganze 
Grundſatz des § 1 illuſoriſch gemacht. Mir wäre daher am liebſten der 
gänzliche Wegfall des § 5; es wird auch nach dem Wegfall deſſelben bei 
einem vernünftigen Mann kaum ein Bedenken über den Ne dieſes Ge⸗ 
ſetzes beſtehen. Sollten Sie aber dieſer Meinung nicht ſein, ſo halte ich 
jedenfalls eine Beſchränkung des 8 5 für durchaus nothwendig und bitte Sie 
daher, ihn nach meinem Antrage wenigſtens dahin zu amendiren, daß die 
Beſtimmungen des bürgerlichen 5 in Kraft bleiben, inſoweit ſie nicht 
durch gegenwärtigen § 1 aufgehoben werden. 

Abg. Proſch: Dieſe Geſetzvorlage, wenn ſie in Kraft tritt, wird aller⸗ 
zus nicht wenig 1 ten für Mecklenburg im Gefolge haben, 
theilweiſe auch für die Klaſſen, zu deren Gunſten ſie eigentlich erlaſſen wird. 
Sie paßt auf die mecklen degl ben Zuſtände wie die Fauſt auf's Auge. 
Aber ſie dürfte ſich gerade deswegen empfehlen. Zur Beſeitigung mecklen⸗ 
burgiſcher Zuſtände bedarf es draſtiſcher Mittel. Die derfaſfungsmäßigen 
Zuſtände ſelber reagiren in Mecklenburg gegen ein ſolches Geſetz, man muß 
ii das Uebel an der Wurzel anfaſſen und dazu wird auch dies Geſetz 

eitragen. 

Abg. v. Dieſt giebt den Gefühlen der Freude und des Dankes Ausdruck, 
welche namentlich die ärmere Bevöllerung bei dieſem Geſchenke der Regie⸗ 
rung beſeelen. M. H., Sie glauben gar nicht wie ſchrecklich die Zuſtände 
find, die durch die Beſchränkung der Eheſchließung herbeigeführt werden! Sie 
haben vielleicht Schilderungen davon in „Kein Hüſung“ oder in den No: 
vollen des „Daheim“ geleſen, halten ſie aber für poetiſch ausgeſchmückt. Ich 
habe das Anfangs 2 — geglaubt, bin aber ſeit lange durch bittere Wirklich⸗ 
leit eines Anderen belehrt und freue mich, daß man dem ein Ende machen 
will. Wenn man dagegen auf die zu erwartende Vermehrung des Proleta⸗ 
riats hinweiſt, ſo möchte ich doch ſagen, daß das auch gegen Gottes Wort 
veritößt. Es ſteht geſchrieben: es iſt nicht gut, daß der Menſch allein ſei 
15 Heiterkeit), und aud der arme Mann bedarf der Gefährtin, die bei 
ihm ſei. (Heiterkeit); Auf Grund dieſes Zeugniſſes bitte ich Sie, nehmen 
Sie das Geſetz an (Heiterkeit). a an 

Bundescommiſſar Graf en Gulenburg: Es iſt eine legislative Frage, 
ob es zweckmäßig ſei, ein Geſetz möglichſt allgemein je halten oder in alle 
Einzelheiten einzugehen. Der Bundesrath hat geglaubt den 2 die 
Commiſſion den zweiten Weg einſchlagen zu müſſen, ſie hat in dieſem Sinne 
den Entwurf umgearbeitet, und wenn ich auch nach wie vor dem allgemeinen 
Ausſprechen des Grundſatzes, der einfachen Feſtſetzung deſſen, was aufge⸗ 

oben werden ſoll, den Vorzug gebe, ſo bietet das doch keinen Anlaß, die 
alung der Commiſſion Seitens des undesrathes abzulehnen. Dem Herrn 

bg. Kratz bemerke ich, daß nach dem Wortlaut des r 
ein Zweifel über die Grenzen zwiſchen polizeilichen und bürgerlichen Ehebe⸗ 
i nicht mehr gut beſtehen kann. 

Die Generaldiscuſſion wird ge chloſſen. 

Referent Dr. Braun (Wiesbaden): Obwohl ich vorausſetze, daß das vor⸗ 


3 


liegende Geſetz hier im Hauſe eine ſehr große Majorität finden wird, glaub 


i en 5 


Expedition: Herren! e Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſl⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint 


eeitag, den 17. April 1868. 


= nr 


ich doch die für die Aufrechterhaltung der polizeilichen Ehebeſchränkungen 
gehörten Aeußerungen nicht mit Stillſchweigen u er zu dürfen, da unjer 
Geſetz — wie ich 5 — auch für die ſüsdeutſchen Staaten und Deutſch⸗ 
öſterreich nicht ohne Einfluß bleiben wird. Denn auch dort, namentlich in 
Baiern, beſtehen die jetzt zu beſeitigenden Beſchränkungen in einem Umfange, 
der den Vertheidigern der mecklenburgiſchen Zuſtände vielleicht eine kleine 
Linderung gewährt im Hinblick auf den Satz: „solamen miseris socius ha- 
bnisse malorum“, obwohl man hier wohl richtiger „solamen miserum“ jagen 
würde. Die Verhältniſſe in Baiern ſind derart, daß ein Nationalökonom 
die Berechnung aufftellen konnte, daß, wenn Niemand beirathete, als Der: 
jenige, dem die ſtaatlichen und communalen fesche benni es geſtat⸗ 
ten, und wenn kein Kind geboren würde, deſſen Urſprung nicht allen dadurch 
vorgeſchriehenen Anforderungen entſpräche, das Königreich Baiern in 150 
Jahren völlig ausgeſtorden jein würde (Heiterkeit). er Herr Graf Baſſe⸗ 
witz hält die Aufrechterhaltung der An e für nothwendig, um 
dem weiteren Umſichgreifen des Proletariats vorzubeugen; er ſcheint hiernach 
anzunehmen, daß die illegitim geborenen Kinder zu einem größeren Wohl: 
ſtande, in den Stand der höheren Burgeoiſie gelangen; gerade dieſe aber 
liefern naturgemäß das größte Contingent des Proletariats, da man dem 
Vater die Ausübung ſeiner natürlichen Pflicht, für 15 illegitimes Kind zu 
ſorgen, geſetzlich erſchwert. So giebt man auf der einen Seite durch eine 
unnatürliche Geſetzgebung ſelbſt Veranlaſſung zu Zuſtänden, die man ande⸗ 
rerſeits durch neue Beſtimmungen zu beſeitigen ſucht. Die hat einen 
gewiſſen claſſiſchen Hintergrund; fie erinnert an den alten Saß: „Zuerſt 
machen uns die Götter ſchuldig und dann ſtrafen fie uns“, dabei möchte ich 
Gelee fegen daß hier von Göttern kaum geſprochen werden kann. 
eiterkeit. 1 0 
Wenn Graf Baſſewitz dies als geſunde Zuſtände bezeichnet, dann ziehe 
ich freilich die Krankheit vor. Er fürchtet, daß durch das Geſetz das Vaga⸗ 
bundenthum in Mecklenburg vermehrt würde. In Pommern, wo ganz ase 
liche wirthſchaftliche Verhältniſſe obwalten wie in Mecklenburg, ſind ſeit 
länger als einem halben Jahrhundert alle Beſchränkungen der Cheſchließung 
ohne Schaden beſeitigt worden. Gerade die Kleinſtaaterei und ihre verhed⸗ 
derte Geſetzgebung iſt die Urſache des Vagabundenthums, und das einzige 
Mittel, es zu beſeitigen, liegt darin, daß wir unſere veralteten Inſtitutionen 
baldmöglichſt über Bord werfen. Von anderer Seite hat man die Faſſung 
unferes Commiſſions⸗Entwurfes bemängelt. Man vermißt eine Angabe der 
durch das Geſetz zu beſeitigenden Beſtimmungen und Vorſchriften. Wollte 
man dieſes ganze Chaos buntſcheckiger Geſetzgebung in den Entwurf aufs 
nehmen, ſo wäre er zu einem Folianten angewachſen, wir hielten es für 
ausreichend, die Hauptrichtungen der zu beſeitigenden Beſchränkungen anzu⸗ 
deuten. — Andererſeits glaubten wir durch eine genauere N 
einem Mangel des urſprünglichen Entwurfs abhelfen zu müſſen. Die Schwie⸗ 
rigkeiten, die ſich ſo bielfach dem Freizügigkeitsgeſetze n haben, 
liefern den Beweis, daß eine mödlicht genaue Faſſung der Bundesgeſetze 
um ſo Auge als die aeg verſchiedenen Territorial⸗ 
e 


en. 
unſere Faſſung könne ſo interpretirt werden, alſo wollten wir das Alter der 
Großjährigkeit als zur fen iet ung nothwendig bezeichnen; ich conſtatire, 
daß uns in der Commiſſion dieſe Vorausſetzung fern gelegen hat; wir wollten 
nur verhindern, daß von einer Einzelre 10 ein höheres Alter, als das 
der Großjährigkeit zur Bedingung der Eheſchließung gemacht würde, ohne 
unſererſeits dieſes Alter als 1 u wollen, eingedenk des 
anklin'ſchen 1 l eiten, frilf ſen.“ — Das Beifpiel 
aierns und Mecklenburgs beweiſt, wie ſchwierig es für den einzelnen Staat 
iſt, ſich aus dem Abgrund veralteter Inſtitutionen und Beſchränkungen em⸗ 
a ch habe deshalb den vorliegenden Geſetzentwurf mit Freuden 
egrüßt und hoffe, daß Sie denſelben einſtimmig annehmen werden, um ein 
ſeit 100 Jahren begangenes Unrecht gut zu machen und zugleich auch den 
(Bafa) nicht ge deutſchen Staaten die rettende Hand zu bieten. 
eifall. 

Zur Specialdebatte über $ 1 nimmt das Wort der Abg. Grum⸗ 
brecht: Auch ich halte eine möͤglichſt deutliche Faſſung des Geſetzes für 
dringend nothwendig, In aber, daß der Commiſſtons⸗Entwurf dieſer Anz 
forderung weniger entſpricht, als die Regierungsvorlage. Die letztere geht 
weiter als jene, denn ſie will das natürliche Recht der Eheſchließung jedem 
Bürger ohne Beſchränkung wiedergeben; der Commiſſions⸗Entwurf dagegen 
ührt nur eine Anzahl ſpecieller Fälle auf, unter denen eine E cheſchrän⸗ 
ung unzuläſſig fein ſell. Eine derartige Exemplification halte ich für ſehr 
gefährlich, denn fie giebt der Particular⸗Geſetzgebung die Möglichkeit, jeden 
Augenblick für einen im Bundesgeſetz nicht vorgeſehenen Fall neue Beſchrän⸗ 
kungen einzuführen. Ich empfehle Ihnen deshalb die Annahme der Regie⸗ 
rungsvorlage. Die vom Abg. v. Baſſewitz vorgeführten Bedenken, die ſich 
egen eine leichtſinnige Eheſchließung richten, fallen gegen das Unrecht, wel⸗ 

es man durch Aufrechterhaltung der Beſchränkungen begeht, nicht ins Ge⸗ 
wicht. Sein Amendement will nur die bisher in Mecklenburg beſtehenden 
Verhältniſſe conſerviren und bricht dem ganzen Geſetze ſelbſt die Spitze ab; 
ich bitte Sie, daſſelbe abzulehnen. 8 - 

„Referent Dr. Braun: Der Vorredner ſcheint bei der Behauptung, daß 
die Regierungsvorlage jede Beſchränkung gausſchließe, den Wortlaut derjelben 
nicht im Gedächtniſſe gehabt zu haben. Sie perzichtet auf eine Einſchrän⸗ 
kung der Abe Je nur in fo weit als „dieſe nicht nach den Vorſchriſten 
des bürgerlichen Eherechts erforderlich iſt.“ Durch Beibehaltung dieſer Be⸗ 
ſtimmung würden wir zur Hinterthür das wieder einführen, was wir 
durch den Anfang des Paragraphen befeitigen wollen. Die Faſſung iſt 
a Bag eine weitergehende, im Effect würde fie das ganze Geſetz 
durchlöchern. . 

Abg. Graf Baſ | ewitz: Mein Amendement will keineswegs auf das frü⸗ 
bere Trauſchein⸗Syſtem zurückkommen, es beabſichtigt nur, die nothwendigſten 
Vorbedingungen der Cheſchließung, ale und Gemeindeangehörigteit 


Norm aufitelle 


als Forderung aufzustellen. Ein ſpecielles Intereſſe des großen Grund⸗ 
beſitzes hat mir dabei fern gelegen; der mecklenburger Grundbeſitzer iſt in 
dieſer Beziehung nicht anders 2 7 als der in 11 und der Mark, 
ja, in Preußen ſtehen dem utsbeſiter ſogar kräftigere Mittel iu Gebote, 
ſich eines Erwerbsunfähigen zu entledigen, als in Mecklenburg. Meine Be⸗ 
hauptung, daß durch die neue Bundesgeſetzgebung das Vagabundenweſen an 
Umfang gewinne, iſt durch den Hinweis auf die preußiſchen Verhältnifje 
durchaus nicht widerlegt. Gerade hier haben die darüber geführten Liſten 
den Nachweis geliefert, daß die Zahl der Vagabunden eher eine ſteigende 
als abnehmende iſt. ö 

Bundescommiſſar Graf Eulenburg: Die Annahme der zuletzt verthei⸗ 
digten Amendements würde die Wirkſamkeit des Geiepes auf. ein Niveau 
herabdrücken, welches es zweifelhaft erſcheinen läßt, ob der Erlaß deſſelben 
überhaupt noch gerechtfertigt ſein würde. Den Ausführungen derer gegen⸗ 
über, welche den Sinn des Geſetzes klarer 9 aßt wiſſen wollen, muß ich den 
Wortlaut der Regierungsvorlage als den beſten aufrecht erhalten. Nament⸗ 
lich wird der vom Abg. Dr. Braun angegriffene Satz, daß die Beſtimmungen 
des vorliegenden 9 5 in den Vorſchriften des 9 Nicken Eherechts Ihe 
Grenze finden ſollen, können entbehrt werden. Das mendement des Abg. 
Miquel ſcheint mir, wenn auch unſchädlich, ſo doch überflüſſig, während ich 
in dem Amendement des Abg. Dr. Proſch eine entſchiedene Verbeſſerung des 
zweifelhaft gefaßten Commiſſionsvorſchlages ſehe. 

Abg. Miquel vertheidigt fein Amendement, das nach den von ihm ge⸗ 
machten Erfahrungen durchaus nicht bedeutungslos ſei. Gerade die Frage 
der Gemeindeangehörigfeit habe bisher zu unzähligen Ehehinderniſſen Ver⸗ 
anlaſſung gegeben, und er ſelbſt wiſſe, daß Leute vorſätlich uneheliche Kinder 
erzeugt hatten, um dadurch die ihrer Ehe entgegengeſeßten Hinderniſſe leich⸗ 
ter zu beſiegen. Dem Abg. Graf Baſſewitz müſſe er Recht geben, daß ohne 
ein aleichjeitiges Heimathgeſetz durch den vorliegenden Entwurf die Zahl der 

eimathsloſen vermehrt werden würde, dies könne für ihn aber kein Grund 
1110 dem Geſetz ſeine Zuſtimmung zu verſagen; er ſehe vielmehr in der 

nnahme deſſelben einen Sporn für die Regierungen, fo bald als möglich 
den Entwurf eines Heimathsgeſetzes vorzulegen. 

Abg. Dr. Harnier bringt ein Amendement ein, in Alinea 2 des 8 1 
des Commiſſionsentwurfs die Worte „nicht verweigert“ durch micht be⸗ 
ſchränkt“ zu erſetzen. Der Antragſteller motivirt daſſelbe als eine redag⸗ 


9. 


Geſetzgebungen, 1 e und oberſten Gerichtshöfe die verſchieden⸗ 
her rte i Man hat das Bedenken ausgeſprochen, 


— 4 


. 1 u de 


1 


tionelle Aenderung im nbeteſſe der Klarheit der Safung und empfiehlt aus] Ja 
demſelben Grunde das roſch. 


mendement des Abg. Dr. g 1 

er Referent e ſich der Anſicht des Vorredners an, worauf § 1 

der Commiſſionsporlage mit den Amendements der Abo: Dr. Harnier 

und Proſch unter Ablehnung des v. Baſſewitz'ſchen Amendements faſt 

einſtimmig angenommen wird. N 

82 wird ohne Debatte angenommen, ebenſo Fi 3, nachdem Graf Baſſe⸗ 
witz ſein Amendement zurückgezogen, § 4 desgleichen. 

Bei § 5 (die Beſtimmungen des bürgerlichen Eherechts werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt) wird das Amendement Evelt abgelehnt, 
ebenſo das Amendement Kratz, und der Paragraph unverändert ange⸗ 
nommen. 

Abg. br. Blum (Sachſen) motivirt den von ihm und Stephani bean⸗ 
tragten $ 6, der beſchränkenden Interpretationen ſeitens einzelner Gemeinde⸗ 
verwaltungen und Behörden vorbeugen fol. Genügt z. B. für den Geiſt⸗ 
lichen der Nachweis der Bundesangehörigkeit durch den Taufſchein oder 
durch die Militärpapiere? Das zweite Alinea rechtfertigt er damit, daß 
eine ee Durchführung des Geſetzes in allen Bundesſtaaten noth⸗ 
wendig ſei. g 

Referent Abg. Dr. Braun (Wiesbaden) iſt gegen dies Amendement, 
da dadurch ein dem nationalen Intereſſe ſchabliches Zee geſchaffen 
werden könne. Daß der Bundeskanzler die Erecutive habe, ſei ſelbſtverſtänd⸗ 
lich. Wenn es aber in dies eat ausdrücklich geſchrieben werde, müſſe man 
es in alle Geſetze ſchreiben; ſonſt könne der Irrthum ard daß die an⸗ 
deren Bundesgeſetze nicht vom Bundeskanzler ausgeführt werden ſollten. 
Auch das erſte Alinea ſei überflüffig, weil felbftverfländfi. Der Geſetz⸗ 
ie erreiche bereits in feiner gegenwärtigen Faſſung den Zweck der An⸗ 
tragſteller. 

Das Amendement Stephani⸗Blum wird abgelehnt. — 8 6 des 
Entwurfs wird ohne Debatte angenommen. 8 

Ueber das ganze Geſetz ſoll in der nächſten Sitzung abgeſtimmt werden, 
ſobald die gefaßten Beſchlüſſe ee ee ſind. 

Die Commiſſion ſchlägt außerdem fo 
Fall der Annahme des Geſetzes den gen erde zu erſuchen, ſpä⸗ 
teftens in der nächſten Seſſion des Reichstags den Entwurf eines allge: 
5 Heimathsgeſetzes für den norddeutſchen Bund dem Reichstage 
vorzulegen.“ 3 

Bundes⸗Commiſſar Graf zu Eulenburg: Die Bundesgewalt hat be: 
reits Vorbereitungen getroffen, um dem in der Reſolution ausgeſprochenen 
Wunſche nachzukommen. (Beifall.) \ 

Die Reſolution wird angenommen, 2 5 

Mehrere mit Bezug auf das beſchloſſene Geſetz eingegangene Petitionen 
werden durch die 5 57 115 Beſchlüſſe = erledigt erklärt. 8 

Abg. 


gende Reſolution vor: „Für den 


Es folgen Wahlprüfungen. Der Referent der 5. Abtheilung, 
Leſſe, berichtet über die Wahl des Abgeordneten v. Helldorf, der im 7. 
Merſeburger Wahlbezirk mit 6416 von 12,712, alſo mit 56 Stimmen über 
die abſolute Majorität gewählt worden iſt. Gegen die Gültigkeit der Wahl 
waren ſchon in der vorigen Seſſion mehrere Proteſte eingegangen und war 


vom Hauſe eine Beweisaufnahme über die in denſelben behaupteten That⸗ 


das 


* 


der geringſte Verſuch gemacht worden. 


ſtruirt, ſo 


ſachen angeordnet worden. Dieſe Beweisaufnahme hat nun — freilich durch 
Verwaltungsbeamte — ſtattgefunden, und hat ſich danach ein Theil der be⸗ 
haupteten Ungehörigkeiten als unwahr erwieſen. Dagegen hat ſich heraus: 
geſtellt, daß Mahlberinſlußungen in umfaſſender Weiſe ſtattgefunden haben. 
Der Landrath in Merſeburg Weidlich hat dem Bürgermeiſter erklärt, es ſei 
ſeine Pflicht für „gute“ Wahlen zu ſorgen, derſelbe Landrath hat eine große 
Anzahl von Wahlvorſtehern aufgefordert, für die Wahl p. Helldorfs zu for: 
en, ſie, die Wahlvorſteher könnten dafür etwas thun. Der Ortsrichter Bock 
hal Leute, welche mit dem Namen des Gegencandidaten verſehene Stimm⸗ 
zettel umhergetragen, mit Arretirung bedroht und ihnen dieſe Wahlzettel 
weggenommen. Im Kreiſe Querfurt iſt die Differenz zwiſchen der Partei⸗ 
ſtellung v. Helldorfs und deſſen Gegencandidaten Wölffel von Beamten da: 
hin auseinandergeſetzt worden, daß erſterer für den Frieden, letzterer für den 
Krieg wirke. Die Abtheilung hat angenommen, daß namentlich die An⸗ 
rede des Landraths Weidlich an die Wahlvorſteher eine amtliche geſetzwi⸗ 
drige Beeinfluſſung enthalte, und beantragt daher mit Rückſicht auf die ge⸗ 
ringe Majorität, mit der der Abg. v. Helldorf gewählt worden iſt, die Un⸗ 
a enden Fer Wahr wms e & { 
bg. v. Blan enburg: Es liegt hier nichts weiter vor, als die Erklä⸗ 
rung eines Beamten, daß der Regierung ein Wahlcandidat genehm ſei. 
Das halte ich nicht blos für nn ler fondern yoga: für die Pflicht einer 
jeden Regierung für die einfache Conſequenz des Conſtitutionalismus. Ich 
beantrage daher Giltigkeit der Wahl. Nu 

Abg. Miquel: Es handelt ſich hier um die Frage, ob Wahlcommiſſarien 
ihre Eigenſchaft als Wahlcommiſſarius dazu benutzen ſollen, auf die Wahl 
zu wirken. Das iſt hier geſchehen und dem muß, glaube ich, von unſerer 
Seite her mit eller Macht entgegengetreten werden. 

Bundeskanzler Graf Bismarck: Ich muß je die Regierungen das Recht 
in Anſpruch nehmen, daß ſie durch jedes Mittel und durch jedes Organ kund 
thue, wen ſie ſelbſt gewählt zu ſehen wünſchen. Es liegt das in der Wahl⸗ 

eiheit der Regierungen, die eben ſo gut ihre Berechtigung hat, wie die der 
Fee und namentlich der der Regierung obo e Seen Partei. Ein 
eiteres iſt hier nicht geſchehen. Zu wiſſen, wen die eglerung gewählt zu 
ehen wünſcht, haben die Wähler ein Recht, weil fehr viele Wähler die Ab⸗ 
Em haben, für die Regierung im Prinzip zu ſtimmen, wie andere gegen die 
Regierung. Damit ſie das können, müſſen ſie unzweideutig über die Wünſche 
der Regierung aufgeklärt ſein, ſonſt könnte es unter Umſtänden vorkommen, 
daß Jemand aus Verſehen ſogar für die Regierung ſtimmt. Dies Recht der 
Regierungen wollte ich conftatiren. Sie haben das Recht ſo gut wie jeder 
Privatmann; wozu ſie nicht das Recht haben, das ſind Drohungen, Inaus⸗ 
ſichtſtellung von Portheilen, Nachtheilen oder dergleichen. Das iſt in dieſem 
Falle nicht geſchehen, auch nicht einmal behauptet worden. Etwas anderes 
wäre es, wenn es ſich um eine öffentliche Wahlhandlung handelt: da habe 
ich gar nichts dagegen, daß man etwas genauer in dieſen Sachen zufiebt, 
obgleich mir nie bean geworden iſt, daß man ja den doch gewiß auch ſehr 
merkwürdigen Umſtand, daß oft unter 6000 Arbeitern einer Fabrik nicht ein 
einziger No findet, der entgegen der Anſicht feines Fabrikherren feine Stimme 
abgiebt, einer näheren Unterſuchung unterzogen hat. Aber hier, wo wir die 
eheime Abſtimmung haben, hat man gewiß um jo weniger Urſache, an den 
eußerungen von Beamten, wie geſchehn iſt, Anſtoß zu nehmen. (Beifall 
rechts, Ziſchen links.) 5 5 

Abg. Schulze (Berlin): Ich geſtehe der Regierung gern zu, ihre Can⸗ 
didaten vor dem Lande klar zu bezeichnen. Aber die Frage iſt hier verſcho⸗ 
ben worden; der Candidat NN hier nicht nur als ſolcher 4 7 1 ſondern 
die Beamten haben in ihrer Eigenſchaft als Beamte die Wahlen beeinflußt. 
Die Wahlvorſtände ſollen und Ba nicht zur Beeinfluſſung benutzt werden. 
Wenn man aber ſogar ſo weit geht der einen Partei die Wahlzettel zu neh⸗ 
men, fo iſt das doch gewiß eine unzuläſſige Wahlbeeinfluſſung, vor der wir 
uns und das Land ſchützen müſſen. Beifall 2 

Abg. Graf Kleiſt ſpricht für Giltigkeit der Wahl. Die Wahlvporſtände 
können gar keinen Einfluß üben; ſie ſind ge nichts weiter als eine lebendige 
Wahlurne. — Die Proteſte gegen die Wahl ſind ſehr ſchwach begründet. 
Die Gründe, welche in der porigen Seſſion zur Beanſtandung der Wahl ge⸗ 
führt, haben ſich nicht als ftihhaltig erwieſen. Das Mäkeln führt dazu, daß 
Haus in minutissima herabſteigt und ſich um die Thätigkeit der Nacht⸗ 
wächter am Tage kümmert. \ 

Abg. Duncker: Gegen die Aeußerung des Bundeskanzlers, daß die Re⸗ 
erung jedes Organ und jedes Mittel benutzen dürfe, um für die Wahlen 
m Sinne der Regierung zu wirken, muß ich energiſchen en einlegen. 
Sie mag die geeigneten Mittel benutzen, aber nicht ſolche Organe, welchen 
die unparteiiſche Handhabung des Wahlgeſchäfts obliegt. — Da dies aber 
hier geſcheben iſt, muß die Wahl kaſſirt werden. — Der Wahlvorſteher in 
kleineren Orten kann ſehr ee bei Abnahme der Wahlzettel ꝛc. ſehen, für 
welchen Candidaten die Einzelnen ſtimmen. Der Reichstag muß vor allen 
Dingen das Princip der Wahlfreiheit wahren. £ ; 

Abg., v. Wedemeyer: Wenn ein Wahleommiſſar die Wahlvorſteher in- 
iſt dies gar keine bedenkliche Handlung. Die Wahlvorſteher brauch⸗ 
ten gar nicht hinzukommen und den Inſtructionen nicht zu folgen. — Das 
Amt des Wahlvorſtehers beginnt erſt mit dem Wahlakte; wenn er vorher 
ür einen Candidaten agitirt, ſo thut er das nicht als Wahlvorſteher. Es 
ommt hier auch 1 zul u wong W e 77 

da ſein. uf: da! en Erfolg zu beweiſen, dazu iſt ni 
e e 1 (Der Bundeskanzler verläßt während 
dieſer Rede den Saal.) ae 
bn. v. Hennig: Ich muß Aae . zu meinem Bedauern conſtatiren, 
daß die Regierung zum erſten Male ſich fo entſchieden und direct in die 
Beurtheilung einer Wahl eingelaſſen hat. Ueber die Giltigkeit unſerer Wah⸗ 
len hat der Reichstag ganz allein zu urtheilen, und der Bundeskanzler hat 


an 
gar kein Recht dazu, fich hinein zu miſchen. (Beifall links.) Ich muß außer⸗ 
dem mein großes Bedauern darüber aussprechen, daß der Bundeskan ler 
den Satz proclamirt hat, daß es der Regler 

ren, wie es im kaiſerlichen 

ten aufzuſtellen. 
die das 


1 reiſtehe, ähnlich zu verfah⸗ 
rankreich geſchieht, Ir Verungs-Ganbipa> 
Daraus fommen die bureaukratiſch arrangirten Wahlen, 
arlament vollſtändig einflußlos machen, wie es in Frankreich der 


ment irgend etwas macht? 


N NT, 
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U ift. Wer in Frankreich an denn wohl heute noch, daß das Parla⸗ 
0 : ir ſehen dort Geſetze decretiren, die dem Volks⸗ 
bewußtſein offen widerſprechen. 
ä und es wäre traurig, wenn wir dieſen Weg betreten 
wollten. — Wenn Sie bei uns das Princip der Regierungscandidaturen 
billigen wollten, wohin würden wir da kommen? Haben wir bei den Wah⸗ 
len zum Reichstag und Zollparlament nicht verſchiedene Regierungen, die 
theilweiſe verſchiedener Anſicht über Candidaturen ſind. Das Recht muß 
man dann aber doch auch jeder Regierung zugeſtehen. Und was für ein 
Reſultat haben wir hieraus in Würtemberg gehabt? Da haben ſich die Re⸗ 
gierung und die leitenden Miniſter mit den Feinden Preußens verbunden 
und auf die Wahlen in dieſem Sinne eingewirkt. Iſt das vielleicht ein 
3 Beiſpiel, das nachahmenswerth und vortheilhaft wäre für die Zu⸗ 
unft unſeres Vaterlandes? Wenn die Regierung auch das Recht hat, ihre 
Meinung kund zu geben, ſo hat ſie doch nicht das Recht, ſich jedes Organs 
dazu zu bedienen; und jedenfalls iſt es verwerflich, einer gewiſſen Klaſſe 
= eamten die Wahlbeeinfluſſungen geradezu als Pflicht noch aufzuer⸗ 
egen. 8 
Was nun den vorliegenden Fall betrifft, fo liegen zweifellos die gröbſten 
widerrechtlichen Beeinflu ungen vor. Herr v. Wedemeyer jagt, die Verſamm⸗ 
lung, in der der Landrath die Wahlvorſteher inſtruirt habe, jet leine amtliche 
geweſen, weil der Landrath nicht das Recht dazu gehabt habe. Nun, im Ab⸗ 
geordnetenhauſe iſt uns doch die Thatſache bekannt geworden, daß ein Schulze 
in Strafe genommen wurde, weil er einer ſolchen Vorladung nicht nachge⸗ 
kommen, und daß die Regierung dies gebilligt hat. Solche einfachen Leute 
find oft nicht im Stande zu unterſcheiden, wie weit die amtliche Befugniß 
eines Landraths geht, und im vorliegenden Falle haben ſie offenbar die Ver⸗ 
ſammlung als eine amtliche angeſehen. Ich muß dabei mein Bedauern dar⸗ 
über aussprechen, daß man die amtlichen Feſtſtellungen der Wahlbeeinfluſſun⸗ 
gen nicht auf richterlichem, ſondern nur auf Verwaltungswege vorgenommen 
hat. — Wenn nun Herr v. Blanckenburg ſagt, daß der Er olg der Beein⸗ 
fluſſung nachgewieſen werden müſſe, und meint, daß man höchſtens an dem 
Orte, wo die liberalen Wahlzettel weggenommen worden wären, die 56 Stim- 
men für Helldorf a: konne, dann aber noch eine abſolute Majorität von 
3 Stimmen bleibt, ſo ſtimmt dieſe Rechnung auch nicht ganz; man mußte 
dem Gegencandidaten dann noch mindeſtens 30 Stimmen zu zählen, die er 
wahrſcheinlich bekommen haben würde. (Heiterkeit und Widerſpruch rechts.) 
Daß meine Auseinanderſetzungen (nach rechts gewandt) Ihnen nicht gefallen, 
weiß ich; ſie zu widerlegen, wird Ihnen wohl aber nicht gelingen. — Mir 
erſcheint es vollkommen erwieſen, daß 1) amtliche Beeinfluſſungen vorgekom⸗ 
men ſind; 2) daß ſie eine Wirkung gehabt haben, dahin gehend, Herrn von 
elldorf die Majorität zu verſchaffen, die er ohne dieſelben nicht erhalten 
aben würde. Die Wahl iſt alſo zu kaſſiren. Zum Schluß möchte ich die 
undesregierungen nur noch 1 aufmerkſam machen, daß, je mehr ſie ſich 
verpflichtet fühlen, die Wahlen zu beeinfluſſen, wir einen deſto größeren Eifer 
auf die e verwenden und nicht ſo leicht wie bisher darüber hin⸗ 
weggehen werden. Ich meinestheils mag nichts mit dazu thun, daß wir in 
franc Pfan geralhen. (Lebhafter Beifall links). 
bg. v. Blanckenburg: Die Regierung muß ein Mittel haben, um 
den Candidaten, der ihr genehm iſt, bekannt zu machen, wenn ich auch nicht 
fo weit gehen will wie der Abg. Schulze, der das Aufſtellen von Regierungs⸗ 
Candidaten für beſonders wünſchenswerth und ſchön erklärt. Ein amtlicher 
Einfluß iſt hier durchaus nicht nachgewieſen. 
Die Discuſſion wird geſchloſſen. ; 
Es folgen perſönliche e der Abgg. Schulze und v. Hennig 
gegen den Abg. v. Blanckenburg. Nach einem Schluß Reſume des Referen⸗ 
ten (während deſſen der Bundeskanzler wieder auf feinem Platze erſcheint) 
wird zur Abſtimmung geſchritten und in dieſer der Antrag der Abtheilung 
nach erfolgter Gegenprobe abgelehnt. (Gegen denſelben u. A. die Abgg. 
Graf Schwerin, v. Vincke (Minden), v. Rothſchild, Stavenhagen, Francke.) 
Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Uhr. Tagesordnung: 
1 Zweite Abstimmung über das Eheſchließungsgeſetz. 2) Antrag Wagner⸗ 
lanck, gemeinſames Strafrecht betreffend. 3) Antrag Aegidi, Sicherung des 
Privateigenthums zur See im Kriege. 4) Antrag Löwe (Referent Bähr). 
5) Schlußberathung über den Antrag Waldeck (Diäten). 6) Desgleichen über 
den Antrag Lasker (Redefreiheit). ; 


Berlin, 16. April. [Amtliches.] Se. Majeftät der König hat den 
Appellationsgerichts⸗Rath Jebens zu Berlin zum Geheimen Regierungs⸗ 
Rath und vortragenden Rath beim Miniſterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten ernannt und dem Kaufmann Benjamin Liebermann 
zu Berlin den Charakter als Commercien⸗Rath verliehen. 5 

Der Ober⸗Regierungs⸗Rath und Regierungs⸗Abtheilungs⸗Dirigent von 
Prittwitz zu Wiesbaden iſt zum Vorſitzenden, und der evangeliſche Landes⸗ 
biſchof Dr. Wilhelmi, der Kirchen⸗Rath und Decan, Pfarrer Eibach, der 


. Lohmann, ſämmtlich zu Wiesbaden, und der Pfarrer‘ 


Wolf zu Seulberg, ſind zu Mitgliedern des evangeliſchen Conſiſtoriums zu 
Wiesbaden ernannt worden. Dem Landesbiſchof Dr. Wilhelmi ſind zu⸗ 
leich die Functionen eines General⸗Superintendenten übertragen worden. 
Dem Lehrer am Progymnaſium zu Schneidemühl, Dr. Ebel, iſt der Ober⸗ 
lehrer⸗Titel verliehen worden. 45 ö 
„Der königliche Eiſenbahn⸗Baumeiſter Rock zu Dirſchau iſt zum königlichen 
Eiſenbahn⸗Bau⸗Inſpector ernannt und demſelben die dortige Betriebs⸗In⸗ 
ſpector⸗Stelle verliehen worden. — Der Oberbergmeiſter Friedr. Wilh. Eis⸗ 
felder iſt zum Ber werks⸗Director für die Berg Inſpection zu Clausthal, der 
Bergrath und Maſchinen⸗Inſpector Joh. ie Ado J n 3% 
Director der Maſchinen⸗ u. Bauverwaltung zu Clausthal, der Oberhüttenmeiſter 
Aug. Ed. Beermann zum Hüttenwerks⸗Director der t 
der Dberfattor A. Wilh. Jahn zum Hüttenwerksdirector des Eiſenhüttenwerks zu 
Rothehütte, ernannt worden. Ferner ſind ernannt: zu dirigirenden Inſpec⸗ 
toren: der Berggeſchworne Friedr. Wilh. Wimmer fur die Berginſpection 
Jubel der Berggeſchworne Carl Heinrich Bergmann für die Berg⸗ 
Inſpection Lautenthal, der Berggeſchworne Friedrich Wilhelm Schell 
für die Berg⸗Inſpection Silbernaal, der Markſcheider Bruno Wilhelm 
Strauch füt die Berg⸗Inſpection Andreasberg, der Berg⸗Aſſeſſor Sieg⸗ 
fried von Ammon, für die Steinkohlenbergwerke am Deiſter, der Berg⸗ 
Aſſeſſor Chriſtian Friedr. Eduard Hoernecke für die Steinkohlenbergwerke 
am Oſterwalde, der Berg⸗Inſpector Ludw. Wilp. 7 für das Braun⸗ 
kohlenwerk am Habichtswalde, der Hüttenmeiſter Carl Wilh. Eduard Kaſt 


für die Silberhütte zu Clausthal, der Hüttenmeiſter Ernſt Julius Strauch 


für die Silberhütte zu Lautenthal, der Hüttenmeiſter Ernſt Auguſt Lorenz 
für die 11125 zu Lerbach, der Hüttenmeiſter Georg Carl Friedr. Julius 
Hachmeiſter für die Eiſenhütte Sollingerhütte, der Berg⸗Inſpector Phil. 
Werner Hansmann für das Hüttenwerk zu Holzhauſen, der Oberhülten⸗ 
Inſpector 9 A für das Hüttenwerk zu Veckerhagen, der Ober⸗ 
hütten⸗Inſpector Georg Auguſt Willel für das Blaufarbenwerk zu 
Schwarzenfels, der Salinen⸗Inſpector Wilhelm ei Avenarius 
für die Saline zu Rodenberg, der Salinen⸗Inſpector Otto Theodor 
Ludwig Adalbert Schaeffer für die Saline zu Orb; zu Inſpec⸗ 
toren: der Berggeſchworene Carl Heinrich Chriſtian Otto Doe rell 
bei der Berg⸗Inſpection Clausthal, der Maſchinenmeiſter Ernſt Kutſcher 
bei der Maſchinen⸗ und Bauverwaltung zu Clausthal, der Hüttenmeiſter 
Auguſt Emanuel Friedrich Meyen berg bei der Silberhütte zu Lautenthal, 
der Hüttenmeiſter Decar Robert Beermann bei der Eiſenhütte Rothehütte, 


er Bergamts⸗Aſſeſſor Georg Adolph Wiegand bei der Eisenhütte Kö⸗ 
nigshütte. 


Berlin, 16. April. [Se. Majeſtät der König!] nahmen heute 
die Vorträge des Kriegs⸗Miniſteriums und Militär⸗Cabinets entgegen. 
Se. königliche Hoheit der Kronprinz verabſchiedete ſich bei Hoͤchſtſeiner 
Abreiſe nach Italien. N (St.⸗Anz.) 

— Berlin, 16. April. [Vom Reichstage.] Der Sitzungs- 
ſaal im Reichstage zeigte heute genau ſo viel oder gar noch mehr 
Lücken als vor der Vertagung. Es hatte ſich eine große Anzahl bis 
dahin Fehlender allerdings eingefunden, allein die Urlaubsgeſuche woll⸗ 
ten auch gar kein Ende nehmen und daher blieb denn auch der Zu⸗ 
wachs kaum bemerkbar. Es herrſchte übrigens heute keine ſehr ange⸗ 
nehme Temperatur im Saale; die Antwort der Regierungen auf die 
zweite Interpellation des Abg. Wiggers (Berlin) durch den Bundes⸗ 
Commiſſar Gr. zu Eulenburg machte erſichtlich einen devrimirenden 
Eindruck. Es bleibt fraglich, ob man die Bedrückung der mecklen⸗ 
burgiſchen Juden mit dem Freizügigkeits⸗Geſetz in Verbindung bringen 
kann, aber andererſeits ſteht doch feſt, daß jenes letztgedachte Geſetz 
nicht dazu gemacht worden iſt, um bei dem erſten Inslebentreten 
zu ſtraucheln an der Handhabung der mecklenburgiſchen Regierung! 
Die Verſammlung war und blieb ſichtlich verſtimmt. Um mit 
bloßen Erleichterungen für Preußen durch die Thätigkeit des Nord: 
deutſchen Bundes zufrieden zu ſein, dazu ſind unſere Libe⸗ 
ralen denn doch zu ehrlich und zu wenig partieulariſtiſch, die Hoffnung 


1 


abi Winnt man mit ber Aufftelung v on ſtaates Mecklenburg durch den norddeutſchen Bund ſcheint denn doch 


Seite macht ſich die Anſicht geltend, daß die Gegegenwart des Stoffes 
ilberhütte zu Altenau, 


auf Erleichterungen für die ſchwer heimgeſuchten Unterthanen des Feudal⸗ 


ſo bald wenigſtens ſich nicht realiſiren zu ſollen. Es mag übrigens 
hierbei bemerkt ſein, daß die Angelegenheit, welche den Inhalt der In⸗ 
terpellation bildete, zu Weiterungen führen wird. Die Linke beabſichtigt, 
auf Grund der Interpellation und ihres Ausganges, einen Antrag ein⸗ 
zubringen, der dahin geht, die Beſtimmungen des Artikel 12 der preu⸗ 


ßiſchen Verfaſſung: „Die Ausübung der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Rechte iſt unabhängig vom religiöſen Bekenntniß“ in die Bundesverfaſſung 


zu bewirken. Es wird ſich dann zu zeigen haben, wie der Bundesrath den 
erhofften freiſinnigen Ausbau der Bundesverfaſſung verſteht. — Die 
Annahme des Geſetzes über Aufhebung der polizeilichen Verbote der Ehe⸗ 
ſchließungen war am Ende vorauszuſehen; zu große Erwartungen wer⸗ 
den wohl die Mecklenburger nach den bisherigen Erlebniſſen an die 
Niederlage des Grafen Baſſewitz und feiner feudalen Phantaſien an 
das heutige Reſultat nicht knüpfen. — Die Wahlprüfungen endlich 
waren heute erregter als bisher in dieſer Seſſion. Daß der Bundes⸗ 
kanzler für den hier angegriffenen Landrath Partei nahm und dem 
Syſtem der Regierungscandidaten das Wort redete, trug eben auch 
nicht dazu bei, die Stimmung zu erhöhen, welcher die Ausführungen 
des Abg. v. Hennig beredten Ausdruck gaben. Ob bei etwaiger Zäh⸗ 
lung oder einem Namensaufruf die Majorität wirklich gegen die Ab⸗ 
theilung, d. h. für die ſehr zweifelhafte Giltigkeit der in Rede ſtehen⸗ 
den Wahl des Landrath v. Heldorf würde entſchieden haben, mag 
dahin geſtellt bleiben. Von der Journaliſtentribüne aus geſehen er⸗ 
ſchien die Anzahl der Stehenden, welche für die Majorität erklärt wurde 
in etwas — — fragwürdiger Geſtalt. 

3 [Ueber die Rückkehr des Herrn v. Roon! nach Berlin 
reſp. über feinen Wiedereintritt in fein Amt curfiren die verſchieden⸗ 
artigſten Nachrichten; nach den einen würde er gar nicht wieder, nach 
den andern am 20. d. M. hier wieder eintreten. So viel wir nun 
aus guter Quelle erfahren, ſind beide Mittheilungen unbegründet, und 
können wir ihnen gegenüber auf Grund der bisherigen Feſtſetzungen 
mittheilen, daß die Rückkehr des Miniſters hierſelbſt zur Mitte des 
Monats Mai erwartet wird, und daß derſelbe dann ſofort nach ſeiner 
Ankunft die Leitung des Kriegsdepartements wieder übernehmen wird. 

[Auf die Eingabe des Handelstags⸗Ausſchuſſes] an 
den Grafen Bismarck iſt nachſtehende Antwort vom 10. d. M. erfolgt: 

51 8 ich dem bleibenden Ausſchuſſe des deutſchen Handelstages auf das 
An ige Schreiben vom 6. d. Mts. ergebenſt erwiedere, daß ich daſſelbe zur 
enntniß des Bundesrathes des Zollvereins bringen werde, kann ich nicht 
unbemerkt laſſen, daß es nicht in der 1 des Präſidiums liegt, dem 
demnächſt zuſammentretenden Zollparlamente Vorlagen wegen Aenderung der 


Beſteuerung des Zuckers zu machen. Der Vorſitzende des Bundesraths des 
Zollvereins, im Nana v. Delbrück. g 5 


[Präſident Dr. Simſonj wird als Nachfolger des verſtorbenen 
Präſidenten des Königsberger Tribunals vermuthet. 

Gumbinnen, 16. April. [Vorſchüſſe.] Von der durch das 
Nothſtandsgeſetz gewährten Summe haben die Miniſter der Finanzen 
und des Innern fernere 138,000 Thlr. zu Vorſchüſſen für Beſchaffung 
von Saatgetreide bewilligt, wovon 44,800 Thlr. auf den Regierungs⸗ 
bezirk Königsberg und 84,000 Thlr. auf den Regierungsbezirk Gum⸗ 
binnen entfallen ſollen. 

Altona, 16. April. [In der geſtrigen Sitzung der Direc⸗ 
tion der Altona-Kieler⸗Eiſenbahn wurde mit einer Stimme 
Majorität beſchloſſen, der General⸗Verſammlung für das verfloſſene 
Betriebsjahr eine Dividende von 5 pCt. vorzuſchlagen. — Im heuti⸗ 
gen Privatverkehr waren Altonal⸗Kiel zu 114 angeboten. i 

Leipzig, 16. April. [Der Kronprinz von Preußen] iſt heute 
Abends 6 Uhr hier eingetroffen und hat nach einem kurzen Diner die 
Weiterreiſe nach München angetreten. 

Dresden, 16. April. [Der däniſche Kriegsminiſter.] Dem 
„Dresdner Journal“ meldet eine Correſpondenz aus Wien, daß die 
Reiſe des däniſchen Kriegsminiſters nach Paris den Abſchluß des Ver⸗ 
kaufes der weſtindiſchen Inſel St. Croix an Frankreich zum Zwecke 
gehabt habe. 0 

Köln, 14. April. [Ankunft von Biſchöfen.] Heute Abend 
ſind kurz nach einander die Biſchöfe von Mainz und Paderborn hier 
eingetroffen und im erzbiſchöflichen Palais eingekehrt. Man behauptet 
zwar, dieſer Beſuch ſei rein collegialiſcher Natur; aber von anderer 


* 


genug in ihrem Schooße birgt, als daß nicht kirchliche Fragen zur Be⸗ 
rathung kommen dürften. (Wird wohl mit dem Tode des Erzbiſchofs 
von Freiburg zuſammenhängen.) 8 (Fr. J.) 

Coblenz, 13. April. [General v. Moltke! traf vorgeſtern 
von einer Beſichtigung der Saargegend hier ein und iſt andern Tages 
nach Berlin abgereiſt. i 0 N 


Freiburg, 14. April. [Ueber die letzten Stunden des in 
voriger Nacht geſtorbenen Erzbiſchofs v. Vicari] meldet der 
„Badiſche Beob.“: Der Erzbiſchof hatte noch am erſten Tage des 
Oſterfeſtes in der erzbiſchöflichen Hauskapelle mit kräftiger Stimme die 
Meſſe celebrirt. Am Abend dieſes Tages, etwa nach 7 Uhr, beſtel 
denſelben ein Scüttelfeoft, und es entwickelte ſich eine Lungenentzün⸗ 
dung mit rapidem Verlauf. Geſtern Vormittag während des Hoch⸗ 
amtes im Münſter hörte den Erzbiſchof der hier anweſende Pater Ka⸗ 
puziner Beichte, worauf ihm der Hofkaplan Strehle die weitern Sterbe⸗ 
ſacramente reichte. Geſtern Abend nahm es mit der Krankheit einen 
Anſchein von Beſſerung; heute Nacht 1 Uhr trat aber Lungenlähmung 
ein. Der Erzbiſchof behielt ſeine volle Geiſtesklarheit bis zum letzten 


Augenblicke. > 
Deſterreich. 5 


Wien, 16. April. [Der italieniſche Geſandtel] am hieſigen 
Hofe, Marcheſe Pepoli, iſt nach Ofen abgereiſt, um dem Kaiſer 
ſein Creditive zu überreichen. | 

9 Aus Weſtgalizien, 14. April. [Gerüchte über eine 
politiſch⸗adminiſtrative Reorganiſation Galiziens. — 
Rufſiſche Propaganda. — Zur Concordatsfrage. — Die 


ruſſiſche Preſſe über die Verſtärkung der Armee.] Das zu. 


erſt in Wiener Blättern aufgetauchte Gerücht, Dr. Giskra beabſichtige 
eine politiſch⸗adminiſtrative Theilung Galiziens vorzunehmen, erhält 
ſich, und hat unter den Polen ſelbſtverſtändlich große Beſtürzung erregt. 
Es ſoll naͤmlich, wie ſchon ſeiner Zeit der Plan vorgelegen, ein polni⸗ 
ſches Stadthalterei⸗Gebiet zu Krakau und ein rutheniſches zu Lemberg 
errichtet werden. Hiermit ſcheint wohl auch die Nachricht von der in 
Ausſicht ſtehenden Demiſſion des Ackerbauminiſters Graf Potodi und 
des bisherigen Statthalters Grafen Goluchowski in Verbindung zu 
ſtehen, die hier der Hauptſtützpunkt der nationalen den Deutſchen, wie 
den Ruthenen gleich feindlich geſinnten Torypartei find, die fortwährend 
von der Möglichkeit der Wiederaufrichtung der altpolniſchen Adelsrepu⸗ 
blik träumt. Wir vermögen zwar heute noch nicht zu beſtimmen, in 
wiefern jenes Gerücht ſich beftätigt, aber im Intereſſe des Rechtsſinnes 
und der politiſchen Pacification des rutheniſchen, oder richtiger geſagt 
kleinruſſiſchen Oſtgaliziens, wäre es in der That zu wünſchen, daß Dr. 
Giskra jene Abſicht ſobald als möglich ausführe. Wer nämlich die 
hieſigen politiſchen Verhältniſſe nur einigermaßen mit objectivem par⸗ 
teiloſen Blicke betrachtet, wird ſofort geſtehen müſſen, daß die ruſſiſche 


Propaganda in Galizien vornehmlich durch die fanatiſche Verfolgungs⸗ 


wuth der Polen gegen die galiziſchen Kleinruſſen Eingang gefunden, 
deren Abgeordnete im Landtage und Reichsrath bisher vergeblich gegen 
die gewaltſame Poloniſirung Oſtgaliziens proteſtirt haben. Und doch 
weiß Jeder, der nur einen Blick in die polniſche Geſchichte geworfen, 
daß das Land vom rechten Sanufer ab — das heutige Oſtgalizien — 
nicht polniſcher, ſondern durchweg kleinruſſiſcher Nationalität iſt, welche 
im hundertjährigen Kampfe mit dem eingewanderten polniſchen Adel 
und der mit ihm verbundenen römiſch⸗katholiſchen Geiſtlichkeit liegt. 
Unter der Statthalterſchaft Goluchowski's iſt die Animoſität zwiſchen 
unſern Polen und Kleinruſſen geradezu auf die Spitze getrieben wor. 
den, und niemals hat die moskowitiſche Propaganda in Galizien fo 
bedrohliche Dimenſionen angenommen, als gegenwärtig. So gehört zu 
den neueſten Symptomen derſelben die maſſenhafte Verbreitung der in 
Wien in ruſſiſcher Sprache erſcheinenden Zeitſchrift „Slawjanska⸗je 
Zarja“, welche in ihrer jüngſten Nummer „die Vereinigung Polens 
mit Rußland im Intereſſe des Slawenthums und ſpeciell in dem der 
öſterreichiſchen Slawen“ bejubelt. Die clericalen Ruthenen haben über⸗ 
dies auch in der Concordatfrage gegen die Regierung Front gemacht 
und das rutheniſche Journal „Slawo“ ſchreibt heute, „man täuſche 
ſich ſehr, wenn man die Oppoſition der katholiſchen Prieſter in Oeſter⸗ 
reich ſo leicht zu brechen vermeine. Von der Abſtimmung über die 
Aufhebung des Concordats bis zur factiſchen Beſeitigung durch die 
kaiſerliche Sanction ſei noch ein weiter Weg. Bedenkt man noch, daß 
Frankreich in dieſer Frage auf Seite Roms ſteht, ſo liegt die Ver⸗ 
muthung nahe, daß man heute in Oeſterreich noch daſſelbe durchmachen 
könne, was man ſchon zur Zeit der Regierung Kaiſer Joſeph's II. 
erfahren. — Die heute hier eingelangte Nummer der „Moskowskifa 
Wiedomoſti“ enthält einen Artikel, welcher verlangt, Rußland ſoll alle 
ſeine Kräfte anſtrengen, eine Armee aufzuſtellen, die ſeiner Größe an⸗ 
gemeſſen ſei, zuvörderſt ſei eine Recrutirungs-Reform nothwendig. Frank 
reich ſtelle von 18 Millionen männlichen Einwohnern jährlich 95,000 
und in Kriegszeiten 130,000 Reeruten. Oeſterreich von 17 Mil 
lionen Einwohnern 75,000. Preußen (bis 1866) von 12 Millionen 
Einwohnern 70,000 Recruten, Rußland müßte gemäß ſeiner Bevölke⸗ 
rungszahl verhältnißmäßig zweimal ſo viel aufſtellen als Frankreich. 
Es recrutirt aber kaum ſo ſtark wie Oeſterreich, heuer wurden nur 
87,000 Recruten in Rußland ausgehoben. 


| Spanien. 

Madrid, 8. April. [Die ultrakatholiſche Strömung] if 
jetzt in Spanien ſehr hoch geſtiegen und in Rom und anderwärts ſetzt 
man große Hoffaungen auf die kräftige Action des jetzt in Madrid 
herrſchenden Regiments. Der Hauptwortführer der ſog. neokatholiſchen 
Partei in den ſpaniſchen Cortes, Hr. Nocedal, ſpricht ſich mit höchſt 
verdienſtlicher Offenherzigkeit über das aus, was fortan zu geſchehen hat. 

„Meine Herren“, ſagt er, „verſetzen wir dem Liberalismus den Gnaden⸗ 
ſtoß. Er trägt die Schuld an unſerem Deficit; wir können leine größere 
Erſparniß machen. Der Liberalismus iſt das Uebel. Wenn Sie auf dem 
Wege des Parlamentarismus Freiheiten und Erſparniſſe ſuchen wollen, 
Insciate ogni speranzu.“ Von einer angeregten Verminderung des Budgets 
für den Klerus will Nocedal nichts wiſſen. Eher möge man das Armee: 
budget verringern. Eine reducirte Armee ſei für Spanien mehr als genug, 
denn nur eine große Sache könne es zu einem auswärtigen Kriege veran⸗ 
laſſen; dies e die Vertheidigung des Papſtes. Allein auch in dieſem Falle 
reiche eine kleine Armee aus, weil ſich die geſammte ſpaniſche Jugend in 
päpſtliche Dienſte begeben perde. Am Budget für die Geiſtlichkeit knauſern 
zu wollen, ſei eine ſehr üble Erſparniß, denn man müßte alsdann die Aus⸗ 
gaben für die Gefängniſſe und die Armee verdoppeln. Die Revpolutions⸗ 
partei ſchütze Erſparniſſe vor, um die Concordate revidiren zu laſſen. 
Schauen Sie nur nach Oeſterreich!“ ruft Hr. Nocedal aus. „Was 
wird aus dieſem unglücklichen Kaiſerſtaate, der auf den zweiten 
Rang urückgeſtellt, vernichtet, ja jo zu jagen entehrt wird? 
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Und ein proteſtantiſcher Miniſter aus Samen führt ihn auf 

der Bahn der Revolution zur Reviſion des Concordats! Nein, 

ein ſolches Beiſpiel darf Spanien nicht befolgen. Es ſoll arm 

jein, einen Heller beſitzen, aber feine, Ehre ſoll es ſich er: 
Ren 209 


Ein anderer Redner derſelben Partei hat, auf Joſeph de Maiftre 
geſtützt, die Wiedereinführung der lateiniſchen Sprache verlangt. De 


Maiſtre hat nämlich geſagt: „Wenn das, was man fo eigentlich Volt 


nennt, die Worte nicht verſteht, fo iſt dies um ſo beſſer. Der Reſpect 
nimmt zu und die Intelligenz verliert nichts dabei. Wer nichts ver- 
ſteht, verſteht beſſer als der, welcher ſchlecht verſteht.“ Der nämliche 
Deputirte, ein Hr. Musquiz, verlangte auch, daß Spanien nunmehr 
an Frankreichs Stelle die Intereſſen des Katholicismus in Rom wahre. 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 

Das 20. Stück der Geſetz⸗Sammlung enthält unter Nr. 7031 das Geſetz, 
betreffend die Erweitung der Zinsgarantie des Staates für das Anlageka⸗ 
pital e ner Eiſenbahn von Trier durch die Eifel nach Call, vom 11. März 

1868; unter Nr. 7032 das Geſetz, betreffend die Declaration der Verord⸗ 
nung vom 24. Auguſt 1867, betreffend das Münzweſen in den neu erwor⸗ 
benen Landestheilen, vom 13. März 1868; unter Nr. 7033 das Statut fü: 
den Verband zur Entwäſſerung des Landgrabenthales im Sorauer Kreiſe, 
vom 4. März 1868, und unter Nr. 7034 das Statut für den Verband zur 
8 des Altwaſſerbruchs im Sorauer und Croſſener Kreiſe, vom 


Marz 1. 
Das 22. Stück der Geſetzſammlung, enthält unter Nr. 7038 das Geſetz. 
lc die Gewährung einer Staats⸗Unterſtützung an die Thüringiſche 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft für den Bau einer Eiſenbahn von Leinefelde nach 
Gotha. Vom 2. März 1868; unter Nr. 7039 das Geſetz, betreffend die Be⸗ 
willigung einer bedingten Zinsgarantie für das Anlage⸗Capital einer Eiſen⸗ 
bahn von Poſen nach Thorn und Bromberg. Vom 11. März 1868; und 
unter Nr. 7040 die Beſtätigungs⸗Urkunde, betreſſend einen Na trag, zu den 
Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. Vom 23. März 1868. 
Das 23. Stück der Geſetz⸗Sammlung enthält unter Nr. 7041 das Geſetz, 
betreffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schlacht⸗ 
een Vom 18. März 1868; unter Nr. 7042 den allerhöchſten Erlaß vom 
Februar 1868, betreffend die Ausdehnung der durch den allerhöchſten Er⸗ 
laß vom 8. Januar 1866 dem Wehlauer Kreiſe bezüglich des Baues und 
der Unterhaltung der Chauſſee von Gubehnen nach Stampelken bewilligten 
Rechte auch auf die Chauſſee von Stampelken bis zur Labiauer Kreis⸗Chaſſee 
von Nauzken über Kaymen und Sielleim; unter Nr. 7043 das Privilegium 
wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautenden Kreis⸗Obligationen des 
Wehlauer Kreiſes im Betrage von 54,800 Thlr. 11. Emiſſion. Vom 8. Fe: 
bruar 1868; unter Nr. 7044 den allerhöchſten Erlaß vom 24. Febr. 1858, 
betreffend die Verleihung der skaliſchen Vorrechte für den Bau und die 
Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee von Dähre im Kreiſe Salzwedel, Regie⸗ 
rungsbezirk Magdeburg, bis zur Kreisgrenze bei Schmölau in der Richtung 
auf Bodenteich; unter Nr. 7045 den allerhochſten Erlaß vom 12. März 1868, 
betreffend den Bau und die künftige Verwaltung der Eifenbahnen von 
Schneidemühl nuch Dirſchau und von Thorn nach Inſterburg, ſo wie die 
Anwendung des Expropriationsrechts auf die zur Ausführung der gedachten 
beiden Eiſenbahnen erforderlichen Grundſtücke und des Rechts zur vorüber⸗ 
gehenden ee eng fremder Grundſtücke; und unter Nr. 7046 die Bekannt⸗ 
machung, betreffend die mit Oldenburg abgeſchloſſene Uebereinkunft zur 
wech elfeitigen Beförderung der Strafrechtspflege. Vom 25. März 1868. 
as 24. Stück der Gejeklammlung enthält unter Nr. 7047 das Geſetz 
betreffend die Einführung von Grund: und Hypothekenbüchern und die Ver: 
pfändung von Seeſchiffen in Neu⸗Vorpommern und Rügen, vom 21. März 
1868, unter Nr. 7048 den e Erlaß, betreffend die Verleihung der 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Guts⸗ und 
emeinde⸗Chauſſee von Gebeſee nach Tennſtädt, im Kreiſe Weißenſee, Ne: 
a Hierun sbezirks Erfurt; unter Nr. 7049 den allerhöchſten Erlaß vom 14. März 
betreffend die Verleihung des Expropriationsrechtes für die Zweigbahn 
der Saarbrücker⸗Trier⸗Luxemburger Eiſenbahn von der Station Völklingen 
bed der neuen Tiefbauanlage der Steinkohlengrube Gerhard⸗Prinz Wilhelm 
Püttlingen; und unter Nr. 7050 die Betanntmachung, betreſſend die 
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allerhöchſte Genehmigung des revidirten Statuts der 5 reußiſchen Hypotheken⸗ 
Verſicherungs⸗Actiengeſellſchaft“ zu Berlin, vom 19. Wi 1888.0 ” 


Literariſches. bu 


[Ein ausgeriſſenes Blatt.] Roman von M. Ant. Niendorf. 
2. Bde. Berlin. Hausfreund⸗ Expedition. E. Graetz. — Es giebt nichts 
Neues unter der Sonne, und gerade jene Schriftſteller, welche ihr armes, 
fieberndes Hirn abmartern, um ſtets neue, ſpannende Situationen und un⸗ 
mögliche Charaktere zu erfinden, werden ſchließlich durch das Verdammungs⸗ 
Urtheil des geſunden Kerns im Publikum von der Wahrheit des alten Satzes 
überzeugt: „Es iſt Alles ſchon dageweſen!“ Eines aber iſt es nie — und 
das iſt die individuelle Anſchauung. Ja, die Räthſel der Sphynx bleiben 
ewig die alten, die verſuchten Löſungen aber ſind ſtets neu und wechſelnd, 
weil eben individuell verſchieden. Niendorf hat denn auch hier das einzig 
Richtige gethan, er hat vieles Alte neu angeſchaut und da dies klar und 
objectiv geſchehen iſt, ſo feſſelt uns das Buch und der Inhalt deſſelben iſt 
uns neu und intereſſant. Dabei hat der Autor die 170 5 welche einem, 
für das große Publikum ſchreibenden Romanſchriftſteller obliegt, nämlich 
durch Erfindung wechſelnder und bedeutender Situationen erſtens den Leſer 
in Spannung zu erhalten und zweitens die Charaktere ſich naturgemäß und 
allſeitig entwickeln zu laſſen, durchaus nicht verabſäumt. Der Styl iſt, gleich 
fern von Phraſe und Ueberladung, einfach, ſchön und wirkungsvoll, am feſ⸗ 
ſelndſten im Dialog, bei vollſtändig richtig gemeſſenem Pathos. Daß der 
Roman in der Gegenwart ſpielt und auf dem Boden des deutſchen Vater⸗ 
landes, daß er viel bekannte, kleinſtagtliche Zuſtände geiſſelt und 9 785 
aus dem Kriege von 1866 ſchildert, iſt ſchon allein geeignet, demſelben ein 
allgemeines Intereſſe auch in den Kreiſen zu gewinnen, die weder die Zeit 
noch das Verſtändniß haben, ſich tiefer in die reiche Gedankenwelt des genia⸗ 
len Verfaſſers zu verſenken. 


+ + 
Provinzial - Zeitung. 

Breslau, 14. April. [Packetſendungen nach Amerika.] Bei 
Gelegenheit des jüngſt abgeſchloſſenen neuen Poſtpertrags mit Nordamerika 
haben wir auf die Beſtimmungen und den Tarif betreffs der Briefe, Druck⸗ 
ſachen und Waarenproben unter Band u. ſ. w. hin ewieſen. Es wird für 
das Publikum von Intereſſe ſein, wenn wir hier dasjenige mittheilen, was 
im Allgemeinen von der Poſtbeförderung von Packeten ꝛc. nach Amerika gilt. 

Zur Beförderung über Hamburg oder Bremen mit den Hamburg⸗ 
reſp. Bremen⸗New⸗Norker Dampf⸗ oder Kd können nach den Ver⸗ 
einigten Staaten, nach Canada, Havanna auf Cuba, Aspinwall (Colon) und 
Panama Päckereien jeder Art, mit oder ohne angenommenen Werth, ſowie 
Sendungen mit baarem Gelde angenommen werden. Auch iſt es zuläſſig, 
Papiergeld in Packeten zu befördern, wogegen die Verſendung von Briefen 
oder Packeten mit Schriften, Documenten, geſchriebenen als Wechſel u. ſ. w. 
unzuläſſig if Den Sendungen dürfen verſchloſſene oder unverſchloſſene 
Briefe oder ſonſtige geſchriebene Gegenſtände nicht beigepackt ſein. n der 
Regel darf jede nn nicht ſchwerer als 100 Pfund fein. Vorſchüſſe auf 
Packete können bis 50 Thlr. erhoben werden. Auf der Emballage muß die 
vollſtändige Adreſſe des Empfängers und der Beſtimmungsort in haltbarer 
Weiſe als Signatur angebracht ſein. Die Adreſſe muß mit lateiniſchen Buch⸗ 
ſtaben geſchrieben, die Begleitadreſſe offen ſein, und auf der inneren Seite 
Namen und Wohnort des Abſenders, nebſt Siegelabdruck des zum Verſchluß 
des Packetes verwendeten Petſchaftes enthalten. Beiſätze brieflicher Mitthei⸗ 
lungen auf den offenen Begleitadreſſen ſind unſtatthaft. Die Begleitadreſſe 
Ob nur auf einen Empfänger lauten, kann aber mehrere Sendungen be: 
reffen. 

Bei der Beförderung über Hamburg iſt eine Inhaltsdeclaration nur dann 
ee wenn der Werth der Sendungen anf der Begleitadreſſe ange: 
geben iſt. 

1 1 91 Bremen bedarf es auch in dem letzterwähnten Falle keiner De⸗ 
claration. 

Für Sendungen nach den Vereinigten Staaten von Nord⸗Amerika excl. 
Californien wird bis zum Beſtimmungsorte; für Sendungen nach Califor⸗ 
nien, Canada, Aspinwall, Panama und Havanna bis New⸗Nork Gewähr 
geleiſtet. Außerdem wird die norddeutſche Poſtverwaltung in Verluſt⸗ oder 
Beſchädigungsfällen bei der Weiterbeförderung bemüht fein, die Erſatzleiſtung 
zu vermitteln. KG 

Wenn die Spedition über Hamburg oder über Bremen vom Abfender 
auf der Adreſſe nicht beſonders vorgeſchrieben iſt, ſind die Sendungen aus 
dem weſtlichen Theile des Poſtbezirkes über Bremen, ſonſt über Hamburg 
zu leiten. Die Beförderung kann nach Wahl des Abſenders mittelſt Dampf⸗ 
oder Segelſchiff erfolgen, wenn kein ſolches Verlangen geſtellt iſt, wird das 
nächſt abgehende Dampfſchiff benutzt. 

Die Sendungen können entweder unfrankirt oder bis Bremen oder Ham⸗ 
burg frankirt, oder bis New⸗Mork frankirt, oder bis zum Beſtimmungsorte 
frankirt aufgegeben werden. Poſtvorſchuß⸗Sendungen dürfen nicht frankirt 
— . 1 Bas orte jest ſich n e el dem 15155 bis een 
oder Hamburg nach der internen Taxe, dem Seeporto zwiſchen Hambur 
nach Nen. 9 N News Hork, und der amerikaniſchen Frachtgebühr Don 1 5 

Die Seefracht zwiſchen Hamburg reſp. Bremen und New⸗Nork be: 


trägt: 0 mit Segelſchiffen, mit Dampfſchiffen 
für jede Sendung bis 1 Pfd. 10 Sgr., 18 Sgr., 
über 1—3 Pfd.. 20 : 30 
Se al 30 45 
„ 5—10 Pfd. 50 75 
10—20 0 3 75 110 % 
„ 2030 Pfd.. . g 
Bei Sendungen über 30 bis 


135 
Al die erſten 30 Pfund 
3 reſp. 4 Te bei Sen- 


chwere die Porto: 
Bracıtgebührentarif richtet ſich 


9 
Seefracht mi 
eefrach mit, Fegaſchiff 


g: 
mit Dampfſchi 
ER? 5 gr., 110 u x 
Amerikaniſches Porto von New: 


Pork bis Philadelphia 40 40 
115 Sgr., 150 Sgr. 


Nach Wahl des Abſenders können Packete nach Nord⸗Amerika auch per 
Segel⸗ oder Dampfſchiff über Hamburg oder Bremen nach anderen 5 
orten als New⸗Nork gehen. Ferner findet beſchränkte Packetbeförderung ſtatt 
über 1 und über Belgien und England nach Nord⸗Amerika. Alle 
dieſe Routen werden nur auf beſonderes Verlangen des Abſenders von der 
Poſt gewählt. Dem Publikum dürfte der Sich über Hamburg oder Bremen 
und New⸗York hinſichtlich der Billigkeit. Sicherheit und der Einfachheit der 
Behandlung in Bezug auf Emballage, Verzollung u. ſ. w. zu empfehlen ſeien. 


Verein für Nübenzuckerinduſtrie im Zollverein.] Die diesjährige 
Generalverſammlung findet am 18. und 19. Mai zu Magdeburg 
ſtatt. Der ſchleſiſche Zweigverein ſtellt die nachfolgenden Fragen da⸗ 
ſelbſt zur Discuſſion: 1) Wie haben ſich in dieſem Jahre die Erfahrungen 
bei dem Diffuſions verfahren herausgeſtellt? 2) Welches Scheidungs verfahren 
bat ſich bei der Diffuſton am beſten bewährt? 3) Wie verarbeiten ſich die 
durch Diffuſion gewonnenen Rohzucker und Nachproducte bei der Fabrication 
auf Melis und Raffinade? 4) Wie hat ſich die Gasbereitung aus Petroleum 
nach der Hirzel'ſchen Methode bewährt? 5) Wie hat ſich die Gasbereitung 
aus Braunkohlen bewährt? 6) Sind in Zuckerfabriken Miſchgasbereitungen 
eingeführt und wie haben ſich dieſelben bewährt? 7) Welche Erfahrungen find 
mit dem neuen Löſchverfahren durch kohlanſäurehaltiges Waſſer gemacht 
worden? — Ob es diesmal gelingen wird, Berlin oder Breslau als 
Ort der nächſten Generalverſammlung Anpclt hen, erſcheint ſehr zweifelhaft, 
da die Vereinsmitglieder aus Sachſen, Anhalt, Braunſchweig numeriſch über: 
legen ſind und meiſt für Braunſchweig und Magdeburg ſtimmen. 


A dur Reviſion der 8 ebung iu Beziehung auf den 
Zucker.] Bei der Reviſion der beſtehenden Zolleinrichtungen, welche man 
von dem Zollparlamente erwartet, wird jetzt von vielen Seiten auch eine Ver⸗ 


änderung der Zuckerzölle verlangt. Neben der Ermäßigung der Zölle für 
Rafſinade fordert man eine Oleichſellun der Eingangsabgaben für al 
tige Rohzucker und verbindet den Wunſch damit, die Rübenſteuer abzuthun 
und das Fabrikat zu beſteuern. Ein beachtenswerther Aufſatz der Zeilſchrift 
des Vereins für Rübenzuckerinduſtrie erkennt war die Berechtigung der Zoll⸗ 
ermäßigungen an, ſpricht ſich aber gegen die Fabrikatſteuer als eine unprac- 
tiſche Idee aus. Beſonders ſollte der Umſtand, daß Frankreich und Belgien 
ur Ausbildung der ihnen eigenen Steuerſyſteme feit faſt einem halben Jahr⸗ 
bunbert den hoͤchſten Scharfiinn aufgeboten haben, ohne doch auf dem von 
ihnen eingeſchlagenen Wege zu Bin Steuereinrichtungen zu gelangen, wie 
wir fie dort erblicken, für den Zollverein abſchreckend genug jein. Dem fran⸗ 
zoͤſiſchen Gouvernement EHE zwar bei der Gründung der ee 
Steuereinrichtungen der Plan vor, die Steuererhebung auf fertige Fabrikate 
7 richten, man ſah indeſſen ein, daß man auf dieſe Weiſe zu einem halt⸗ 
aren Steuermodus nicht gelangte. Man entſchied ſich daher far eine Saft⸗ 
beſteuerung, deren Unſicherheit der Verf. treffend ſchildert. Sowohl im Meſſen des 
Saftvolumens, als in der Ermittelung des Zuckergehalts nach der Safidich igkeit 
und in der Reduction derſelben auf Zucker walten 15 reiche Fehlerquellen ob. Hierzu 
treten die . und Koſtbarkeit der ſteueramtlichen Controle, der 
Druck auf die freie Entwickelung der Induſtrie und die Mangelhaftigkeit der 
Typenclaſſificirung. Wenn wir nun auch nicht der Anſicht ſind, daß die 
directe Rübenſteuer nicht ebenfalls viele Mängel habe, ſo geſtehen wir doch, 
daß die angeführten Bedenken gewiß geeignet ſind, wenn auch nicht die 
Fabrikatſteuer unmöglich erſcheinen zu laſſen, jo doch wenigſtens die fran⸗ 
zöſiſch⸗belgiſchen Einrichtungen als nichts weniger als wünſchenswerth dar⸗ 
zuſtellen. Der zweite größere 125 der Abhandlung beſpricht die Bedingun⸗ 
en der Zollreform und erklärt ſich im Ganzen Colon onceſſtonen an die 
olonial⸗Zuckerinduſtrie, welche, wenn ſie als Colonial⸗Raffinade auch im 
größten Umfange wieder in unſer Gewerbsweſen einträte, doch immer gegen 
die Vortheile einer ſich auf Erzeugung und fabrifative Verarbeitung von 
mehr als 50 Millionen Zollcentner Rüben ausdehnenden inländiſchen In⸗ 
duſtrie in die . gelegt, von den volkswirthſchaftlichen Vortheilen der 
letzteren hundert Mal überwogen werden. (?) ; 


— Woblau, 15. April. [Schulprüfungen. — Goldene Hoch⸗ 
ſeitsfeier] Vor dem Feſt wurden die Schulprüfungen unſerer evangeli⸗ 
Kun Stadtſchule durch den Superintendenten Hrn. Krebs abgehalten — 
und ſowohl dem Eifer der Lehrer wie dem Fortſchritt der Schüler gerechte 
Anerkennung zu Theil. Zu bedauern iſt nur, daß dennoch die Lehrer immer 
noch auf die Erfüllung der Verheißung: „ein auskömmliches Gehalt 
zu beziehen“, in Geduld warten müſſen, obgleich die gegenwärtige Theue⸗ 
rung auch von ihnen doppelt empfunden wird. — Am 5. d. M. feierte der 

immermann und Veteran Gottfried Franz, 75 Jahr alt, mit feiner Ehe: 

au Barbara Eliſabeth, geb. Brachmann, aus dem nahen Polniſchdorf, die 
goldene Jubelhochzeit. Beide noch rüſtig, wurden nach dem vormittäglichen 
Gottesdienſte unter allgemeiner Theilnahme in der evangeliſchen Pfarrkirche 
vor demſelben Altare nochmals eingeſegnet, wo ſolche gerade vor 50 Jahren 
den Bund der Ehe ſchloſſen. Leider konnten dem Jubelpaare keine Kinder 
und Enkel folgen; 7 Kinder waren geſtorben, dagegen waren 4 Pathen als 
Beiſtände gegenwärtig — und iſt es wohl erwähnenswerth: daß die Jubel⸗ 
braut in ihrem Leben 75 Mal zu Pathen N Sie genießt aber 
auch noch heut allgemeine Achtung, hat 3 
nen Apothekergarten gepflegt und die zahlrelchen Blumen deſſelben ihre 
lieben Kinder genannt. Darum wurde auch von dem Eigenthümer deſ⸗ 
ſelben das Jubelpaar mit ſeinen Beiſtänden nicht nur feſtlich bewirthet, ſon⸗ 
dern auch von ihm und vielen andern Theilnehmenden, ſelbſt aus der Ferne, 
vielfach beſchenkt. Es war der glücklichſte Tag des Jubelpaares im dielbe⸗ 
wegten Leben! 


Jauer, 15. April. [Vorſchußkaſſe.] Die Direction des hieſigen 
Vorſchußkaſſen⸗Vereins (Eingetragene Genoſſenſchaft) hat nach erfolgter Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung den 7. Jahresbericht veröffentlicht. Demſelben entneh⸗ 
men wir Folgendes: Die Geſammt⸗Einnahmen und Ausgaben betrugen 
322,121 Thlr. 21 Sgr. 10 Pf. Ende des Jahres 1866 zählte der Verein 
379 Mitglieder, zu welchen im Laufe des Jahres 1867 144 neue Mitglieder 
zutraten; 25 Mitglieder ſchieden aus, ſo daß Ende December 1867 498 Mit⸗ 
glieder dem Verein angehörten. Das Stamm⸗Antheil⸗Conto der Mitglieder 
beträgt 31,129 Thlr. 17 Sgr. 2 Pf. Das durchſchnittliche Stamm⸗Antheil⸗ 
Guthaben eines Mitgliedes beträgt 62 Thlr. 15 Sgr. 3 Pf., iſt mithin in 
einem Jahre um 2 Thlr. 14 Sgr. gewachſen. In die mit dem Verein ver⸗ 
bundene Sparkaſſe erfolgten 288 Einlagen in Höhe von 13,077 Thlr. 24 Sgr. 
4 Pf.; die Rückzahlungen betrugen 12,566 Thlr. 3 Sgr. 11 15 Das 0 5 
ſammtguthaben der Sparer, deren Zahl von 175 auf 205 geſtiegen iſt, be⸗ 
trägt 10,722 Thlr. Die Dividende betrug 7 pCt. oder 2 / Sgr. für jeden 
am 31. Dechr. 1866 voll eingezahlt geweſenen Thlr. Stamm⸗Antheil. 


F. Leobſchütz, 15. April. [Gewerbe⸗Verein.] Schon längſt hatte 
hier das Bedürfniß herausgeſtellt, einen Gewerbe⸗Verein zu e 85 06 
Dich daher nur der Anregung des Rector Elpel's, daß ſich eine große An⸗ 
zahl von Männern zuſammenfand und am 15. Januar c. ein Comite zur Be⸗ 
rathung der Statuten erwählte, welche der ee) am 27. Januar 
vorgelegt, berathen und genehmigt wurden. Ebenſo wurde der Vorſtand ges 
wählt, welcher aus einem Vorſitzenden, einem Schriftführer, einem Caſſirer 
und ſechs Beiſitzenden beſteht. Die polizeiliche Genehmigung wurde eingeholt. 
Am 17. Februar c. wurde die erſte allgemeine Verſammlung abgehalten, in 
welcher Dr. med. Alſcher einen Vortrag über die Pflege der Augen hielt. 
Im Fragekaſten fanden ſich einige wichtige Fragen, die zum Theil bald, zum 
Theil in einer ſpäteren Verſammlung beantwortet wurden. Am 2. März 
hielt Prof. Dr. Fiedler einen Vortrag über die Wärme und ſpeciell über 
Thermometer, welcher durch einige Experimente erläutert wurde. 
Verſammlung am 16. März wurde der monatliche Beitrag für die 
erniedrigt, um auch dieſen die Gelegenheit zu ihrer Bildung zu ermöglichen, 
zugleich ſprach Buchdrucker Levy über die Geſchichte der Buchdruckerkunſt. 
In der Verſammlung am 30. März ſtand auf der Tagesordnung der Vor⸗ 
trag des Apothekers Pohl über das Eiſen, der eine lebhafte Debatte, vor 
zugsweiſe über das Meteoreiſen durch den Prof. Dr. Fiedler hervorrief. Die 
Zahl der Mitglieder beträgt ſchon weit über 130 und es iſt nur zu wünſchen, 
daß ſich dieſem gemeinnützigen Vereine recht viele anſchließen möchten; bis 
jetzt hat ſich das zegfte Intereſſe kund gegeben, nur mögen einige Mi glieder 
den Gedanken aufgeben, daß ganz ſpeciell über irgend ein Gewerbe Müthel⸗ 
lungen gemacht werden, was der Natur der Sache noch unmöglich iſt. 


Ti. — Bolkenhain, 15. April. [Vernichtete Hoffnungen. — Hilfe 
in der Noth.] Wenn in dem letzten von hier eingegangenen Berichte ge⸗ 
jagt wurde: wir gehen ſichtlich rüftigen Schrittes dem Frühjahr entgegen, 
denn ſchon ſchwellen die Knospen an Baum und Strauch, ſo beruhten dieſe 
Angaben auf Wahrheit. Aber bald trat der allerungünſtigſte Wetterumſchlag 
ein. Sitzen wir ſeit mehr als acht Tagen wieder mitten im Winter. Sonn⸗ 
abend Früh erblickte das Auge eine unabſehbare Schneefläche. Berg und 
Flur war abermals in des Winters Leichentuch gehüllt und noch heute liegt 
krotz anhaltenden und ſtarken Regens auf Bergen, in Schluchten und Gräben 
der Schnee fußtief. Ob unſere Saaten dieſe meteorologiſche Reaction ohne 
jeglichen Nachtheil ertragen werden? wir müſſen befürchten, daß dieſe Frage 
um ſo ſicherer mit einem „Nein!“ zu beantworten ſein wird, als der 
des Wetterglaſes und die e Wolken auf eine raſche günſtige Wen⸗ 
dung noch nicht hindeuten. Am 15. April die Wohnzimmer noch zweimal 
heizen zu müſſen, iſt doch wahrlich recht betrübend. — Für unſere Abge⸗ 
brannten ſind an Geldbeträgen, Wäſche und Kleidungsſtücken nicht allein aus 
unſerer Provinz, ſondern auch aus weiter e — Wiesbaden — reiche 
Sendungen eingegangen. Ueber 600 Thlr. liegen zur Vertheilung bereit. 
Wenn in Erwägung gezogen wird, daß im Laufe der letztverfloſſenen 6 Mo⸗ 
nate in Folge der dielen Unglücksfälle in allen Gauen Deulſchlands die 
Opferwilligkeit ſehr in Anſpruch genommen wurde, jo müſſen wir den vielen 
bereitwilligen Gebern den innigſten Dank zollen: die Hilſe thut noth, denn 
ſämmtliche Abgebrannten ſind ſehr arm und haben mithin ihre geringe Habe 
verloren. Unſer Cantor Ullm, welcher im Jahre 1866 einen aus gemiſch⸗ 
tem Chor zuſammengeſetzten Geſangverein in s Leben rief, erfreute uns am 
zweiten Dflertage mit einem Concert, in welchem aus der Flotow'ſchen Oper 
„Martha“ zwanzig Nummern meiſt ſehr gut vorgetragen wurden. Der Er⸗ 
trag iſt für unsere Abgebrannten beſtimmt und beläuft ſich auf über 48 Thlr. 

Bad Cudowa. Als mehrjähriger Beſucher Cudowas habe ich die Gr: 
Jabrum emacht, daß dieſer kleine fülle Badeort einen he aus 
er au fine aste ausübt, Faſt Alle raifonniren über Mangel an Com- 

c. Wenn man aber im nächst ahre wieder kommt, findet man in 


er leder anweſend. as 


folg gebraucht, der kommt nicht mehr los, das erfahre i i 
hon der ich die Bäder von halb Europa 9 er ei 


chon erweckt die Sehnſucht nach dem paradieſiſchen Thale mit feiner wun - _ 


derthätigen Quelle, die ſchon jo Vielen Heil und Rettung gebracht. 

ſeinen Wirkungen verdiente Cudowa ein Weltbad zu — 9 2 
jetzt kaum mehr als ein Provinzbad geweſen, aus Urſachen, deren Erörte⸗ 
rung bier zu weit führen würde. Mit dieſen Zeilen foll nur darauf hinge⸗ 


wieſen werden, daß nunmehr gegründete glace vorhanden iſt, auf eine 
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friſche und gedeihliche Entwickelung des Cudowaer Badelebens zu hoffen. 
Der Ort iſt jetzt nämlich an einen neuen Beſitzer übergegangen, der, wie 
wir zuverläſſig wiſſen, Alles daran ſetzen will, den Anſprüchen der 
Badegäſte auf Beguemlichkeit und Comfort vollkommen gerecht zu werden, 
und ſchon die diesjährigen Beſucher Cudowas werden von einer Anzahl 
Einrichtungen überraſcht werden, die von den Verbeſſerungsbeſtrebungen des 
neuen Beſizers, des Herrn Baron pon Otterſtedt, hinlängliches Zeug⸗ 
niß geben. Wer übrigens Cudowg in den letzten Jahren nicht beſucht hat, 
dürfte es kaum wieder erkennen. Zunächſt ſind die Badeeinrichtungen durch 
bedeutende und koſtſpielige Bauten in einer Weiſe umgeſtaltet und verbeſſert 
worden, daß in dieſer Beziehung nichts zu wünſchen übrig bleibt. Aber 
auch zur Beiſeitigung der früheren Klagen über Mangel an beguemen Woh⸗ 
nungen iſt durch Neubauten ſehr viel geſchehen, und die Spekulation ent⸗ 
wickelt von Jahr zu Jahr eine immer größere Thätigkeit. Man kann jetzt 
bereits recht gut und comfortabel in Cudowa leben, und dies bei ſehr mäßi- 
gen Preiſen: Denn zum Ruhme der Einſaſſen muß man es ſagen, daß ſie 
noch nicht ſo weit von der Bade⸗Cultur beleckt ſind, um die Badegäſte ledig⸗ 
lich als Ausbeutungsmaterial zu behandeln. Eine ſehr dankenswerthe Ein⸗ 
richtung iſt die Telegraphen⸗Station, welche ſeit dem vorigen Jahre 
eröffnet if. Noch fehlt allerdings die Eiſenbahnverbindung, die aber eben⸗ 
falls ihrer Verwirklichung nach wenigen Jahren entgegen ſieht, und ſo ſteht 
denn zu hoffen, daß der von der Natur ſo geſegnete Ort bei den rühmlichen 
Beitrebungen des neuen Beſitzers und den ausdauernden Bemühungen des 
ii einem Menſchenalter dort thätigen Arztes, des Herrn Sanitätsraths Dr. 
entwig, einer gedeihlichen und glücklichen Zukunft entgegengeht. Wer 
ſich im Uebrigen W über Cudowa und ſeine Heilquellen unterrichten 
will, dem empfehlen wir die ſoeben in zweiter Auflage erſchienene Schrift 
des Dr. Nentwig, die neben der balneolegiſchen Abhandlung ein ſo reiches 
Material über die ganze Umgegend von Cudowa enthält, daß ſie von jedem 
Touriſten mit Nutzen zu verwenden iſt. M. K. 


X. Kattowitz, 15. April. [ Tageschronik.] Mit dem wiederkehrenden 
Frühlinge iſt in unſerer Stadt auch die Bauluſt erwacht. Zehn bis wölf 
theils projectirte, theils bereits begonnene Neubauten werden die Zahl der 
ſchon vielfach vorhandenen ſchönen Häuſer vermehren. mmer mehr ver⸗ 
ſchwinden aus der Mitte der Stadt die mit Stroh und Schindeln gedeckten 
hölzernen Scheunen und Baracken, die ſich recht ſonderbar gegen die dicht 
danebenſtehenden maſſiven mehrſtöckigen Häuſer ausnehmen. Hoffentlich wird 
durch die vermehrte Häuſeranzahl auch der Wohnungsnoth abgeholfen werden. 
Abgeſehen von den hohen Miethen hierſelbſt, die denen einer Großſtadt 
durchaus nicht nachſtehen, hält es überhaupt ſchwer, eine paſſende Wohnung 
zu a jo daß einige Profeſſioniſten⸗Familien hierdurch veranlaßt wurden, 
nach dem nahen Laurahütte uüberzuſiedeln. — Auch mit der Straßenpflaſterung 
wird in dieſem Jahre rüſtig fortgeſchritten werden, was ebenfalls ſehr 
wünſchenswerth iſt. — Die einsigen is dato unbeſteuerten Bewohner unſe⸗ 
rer Stadt — die Hunde — verlieren zum 1. k. M. dieſes ſchätzbare Privi⸗ 
legium und werden zum Leidweſen der Beſitzer mit einer jährlichen Steuer 
von 2 Thlr. belaſtet. — Heut Morgen verunglückte auf dem hieſigen Bahn⸗ 

hofe ein Schloſſer auf eigenthümliche Weiſe. Er hatte ſich in einem Loco: 
motivſchuppen ermüdet neben den warmen Ofen gelegt und war eingeſchla⸗ 
fen, Als Früh 6 Uhr die Locomotive in den Schuppen fuhr, ſtreckte der 
Schlafende, halb erwachend, das rechte Bein aus und zwar direct unter die 
Räder der Maſchine, welche auf dem nahen Schienenſtrange langſam daher⸗ 
kam. Das eine Rad der dritten Achſe des Tenders ging ihm quer über den 
Fuß weg, den es natürlich zermalmte. Die Amputation deſſelben iſt ſoehen 
von Hrn. Dr. Goldſtein und dem Bahnarzte der Oberſchleſ. Eiſenbahn, 
Dr. Romayke aus Zabrze, glücklich vollzogen worden. 


© Beuthen OS., 8. April. (In duſtrielles.] Länger als ein De⸗ 
cennium herrſcht in Bezug auf eine Frage von außerordentlicher Tragweite 
für die Induſtrie reſp. die Montaninduſtrie Schleſiens ein Delemma, aus 
dem herauszuwinden vergebens Anſtrengungen von verſchiedener Seite ge⸗ 
macht wurden. Es betrifft dies den Verkauf der fiscaliſchen Werke in und 
um Königshütte. Bald war es der oder jener Reflectant, welcher auftrat, 
theilweiſe oder im Ganzen das Eigenthumsrecht auf die Anlagen zu erwer⸗ 
ben, von den verſchiedenſten Modalitäten über Kauf, Bedingungen und Er⸗ 
werbspreis drangen Gerüchte ins Publikum, um wiederum im Sande zu 
verlaufen. In neuerer Zeit iſt wieder einiges Leben in dieſe Angelegenheit 
ekommen, welche jedoch, wie in vertrauten Kreiſen zugegeben wird, zu einem 
eſultate, d. h. zu dem Entſchluſſe führen en daß der Fiscus principiell 
02 den Kauf ſich entſcheiden wird. In dieſem Falle ſind dann die näheren 
ispoſitionen nicht nur für die Induſtrie Schleſiens von maßgebender Wich⸗ 
tigkeit, ſondern auch für das Wohl und Wehe vieler Tauſende von Mer⸗ 
cantilen und Arbeitern von weittragender Bedeutung. Daß eine Ueber⸗ 
eilung ſeitens des Fiscus nicht zu erwarten ſteht, dafür birgt das geſchäft⸗ 
liche bis ins Minutiöſe gehende Aufſichtsrecht der Behörde und die ſpeziell 
bei dieſer Sache zu Tage getretene Vorſicht. 


Telegraphiſche Witterungsberichte vom 16. April. 


8 Baromet. Wind N * 
© 2: Therm. : £ Allgemeine 
& Ort. wi Reaum. e Himmels ⸗Anſicht. 
6 Memel 336,0 9 N., f. ſchwach. Trübe. 
7 Königsberg 336,1 3,8 NW., ſ. ſchwach. Bedeckt. 
6 sr 5 — —5 a 125 5 5 Nebel. 
— Ratibor 29, 25 „ lebha e. 
ld Mun ter 336,6 4,8 W., [Er Trübe, Regen. 
f 
— Trier 334,2 4,3 O., ſchwa Bedeckt, Nebel. 
eee e e ee, 
a „ j 15 deckt. 
— ne 338,7 —4,1 SO., Vena Heiter. 
— Helſingfor — — — — 
— u urg 338,8 0,6 7 ſchwach. Bewölkt. 
— Moskau — — — — 
— Etodholm | 337,0 | 12 N, ſchwach. Heiter.) 


— Skudesnäs 
) Geſtern Abend SSO. ſchwach. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


* 
15. Max. 79,0. Min. —3,0, 


t d bei 0 Grd. 2 Luft⸗ Wind⸗ 
5 era er e 25 Temye- richtung un! Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. | ratur, Stärke. 
Breslau, 16. April 10 U. Ab.] 327,89 | +55.1.60. 3. | Bedeckt, Regen. 
17. April 6 U. Mrg.] 326,53 4,6] SO. 3. Bedeckt. 


Breslau, 17. April. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 18 F. 4 3. U.⸗P. 7 F. — g. 
Auswärtige amtliche Waſſer⸗Rapporte 


Brieg, 17. April, 6 Uhr Früh. Waſſerſtand am Oberpegel 17 Fuß 6 Zoll, 
am Unferpegel 11 Fuß 9 Zoll. ; 1720 


Telegraphiſche Depeſchen i 
aus dem Wolff'ſchen Telenraphen» Bureau, 

Florenz, 16. April. Aus guter Quelle verlautet, die Regierung 
werde von der hohen Pforte Erklärungen, betreffend die Vexationen 
italieniſcher Poſtdampfſchiffe ſeitens türkiſcher Kreuzer, verlangen. 

Florenz, 16. April. Die „Nazione“ erfährt, daß der Finanz⸗ 
miniſter heute den Kammern einen Nachtrag zu dem Kriegs: und 
Marinebudget vorlegen wird, in welchem weitere Erſparungen im Be 
trage von 25 Millionen nachgewieſen ſind. Die Ruhe iſt in Bologna 
wieder hergeſtellt. a 

Turin, 16. April. Die Prinzeſſin Clotilde und die Königin: von 
Portugal find hier eingetroffen und von der Bevölkerung mit Begeiſte⸗ 
rung empfangen worden. } tl 

Paris, 16. April. „Patrie“ ſchreibt: Die neuerdings auftretenden 
beunruhigenden Gerüchte in Betreff der nordſchleswigſchen Angelegenheit 
find um fo feltfamer und unzutrefiender, als ſich gerade jetzt eine weſent⸗ 
liche Beſſerung in den Beziehungen zwiſchen Preußen und Dänemark 
vollzogen hat. 

„Patrie“ beſtätigt ferner das Dementi, welches bereits von anderer 
Seite der Meldung, daß in Paris und Berlin Vorſchläge über gemein⸗ 
ſame Entwaffnung ausgetauſcht würden, ertheilt worden war. Daſſelbe 
Blatt gedenkt gleichzeitig des befriedigenden Verhältniſſes, welches gegen⸗ 
wärtig zwiſchen beiden Staaten herrſche. f 0 a 

Paris, 16. April. Geſtern haben ſich wiederum 7 hannoverſche 


1134 5 ’ 
Legionäre, welche nach der Heimath zurückzukehren wünſchen, auf der! Paris, 16. April, Nahm. Rüböl, pr. 
preuziſchen Botſchaft tn a ® ; 1 g 93, 00, pr. Sept.⸗December 92, 50. Mehl pr. April 92, 50, pr. 

Die Behauptung mehrerer Zeitungen, es hätten in Paris Vorbe⸗ 90, 75. Spiritus pr. April 85, 00 Hauſſe. 
ſprechungen über eine eventuelle Entwaffnung ſtattgefunden, wird an 
unterrichteter Stelle als unbegründet bezeichnet. 

Bologna, 15. April. Geſtern ſtellten hier die Bäcker und andere 
Handwerker die Arbeit ein. Die Magazine wurden geſchloſſen. Pa⸗ 
trouillen ſtellten die Ordnung her, Kundmachungen des Präfecten und 
der Municipalität fordern zur Ruhe auf. Die Arbeiten ſind heute 
noch nicht wieder aufgenommen worden. N 

London, 16. April, Nachts. Eine Regierungsdepeſche aus Abyſ⸗ 
ſinien vom 23. März meldet: Der Vortrab iſt 60 Meilen von Mag⸗ 
dala; das Avant⸗Corps 20 Meilen voraus. 

Dublin, 16. April. Der Vice⸗Lieutenant der Grafſchaft Weit: 
meath iſt ermordet worden. 


Kopenhagen, 15. April. Die „Berlingske Tidende“ ſpricht in officidfer 
In über den Geſundheitszuſtand der Er aten ae Dagmar, geborenen 


April 101, 00, pr. Juli⸗Auguſt 
2 bi Mal n 


eine um % 
nur 4. Oeſterr. 
gebend, ruſſiſche 


Notiz vorlag, 
Fonds ſind then 


rinzeſſin von Dänemark, und bezeichnet denſelben als durchaus befriedigend. 
s liege nicht der geringſte Grund zu der Annahme vor, daß das peters⸗ 
burger Klima ſich für das Wohlbefinden der Prinzeſſin ſchädlich erweiſe. 
Alle gegenthelligen Gerüchte ſeien unwahr. (T. B. f. N.) 
elgrad, 16. April. Der Miniſter z. D. Riſtic wird ſich in 
beſonderer Miſſion nach Berlin und Paris begeben. Das Journal 
„Vidovdan“ conſtatirt, daß ſeitens der türkiſchen Regierung Truppen 
an der ſerbiſchen Grenze eoncentrirt werden. PR 
Bukareſt, 15. April. Die Regierung hat in einer an die Con⸗ 
ſuln der fremden Mächte gerichteten Mittheilung wiederholt in Abrede 
geſtellt, daß in der Moldau Judenverfolgungen ſtattgehabt hätten. Dem 
öſterreichiſchen General-Conſul ertheilte der Fürſt bei einer heute ſtatt⸗ 
gehabten Audienz die Verſicherung, daß nirgends Judenverfolgungen 
ſtattgefunden hätten und daß die Iſraeliten volles Vertrauen auf feinen 
Schutz haben konnten. — Der Fürſt begiebt ſich morgen nach der 
Moldau, um perſönliche Ermittelungen über die Vorgänge im Bakeuer 


der Begehr ein reger ſein und namentlich in Süddeutſchland Ueberzeichnung 
in Ausſicht ſtehen). Die ſchweren Actien waren meiſt feſt und preishaltend, 
Rechte Oderufer und Neiſſer erhöht. sel, 74%, bez., Halberſt. 90 roc. 
Stamm.⸗Prior. waren rege. Banken blieben jtill, Disconto⸗Comm., Abit, 
Geraer, Luxemburger, Sächſiſche, Schleſiſche, Weimgriſche theurer, Genfer, 
Danziger und Darmſtädter herabgeſetzt. Preußiſche Fonds ſind unverändert 
und mäßig belebt, 444 proc. Anleihen gut verkäuflich. Wechſel ſtill; Disconto 
M pCt. Prämie für Amerikaner per ult. 76% —% 5 bez., ge ult. 
ai 76% — 1 G. (B.- u. H.⸗Z.) 


Berliner Börse vom 16. April 1868. 


Fonds und Geld-OCourse. 
4 


Elsenbahn-Stamm-Aotien. 


Staig. Al. von. 1880 Dividende pro 1666. 1867. 
Diſtricte zu veranlaſſen. a ls Wen e e 1 
London, 16. April. Nach einer vom 23. März datirten De⸗⸗ d 1588 Amsterd.-Bottd. | a — f 132 55 
peſche Sir Robert Napier's iſt die Expeditions⸗Armee beſtändig im dito — Berlin-Anhalt — 4 va — 
Vorrücken begriffen und ſoll am 24. März von Lat (60 Meilen von to 8808204 "ao A 
Magdala) abmarſchiren. Der Vortrab iſt 20 Meilen voraus. König] d 1 Berlin-Hambure| 9 | 9a 14 10% bz. 
Theodorus fteht bei Magdala, feine Abſichten find unbekannt. Staats-Schuldscheine Berlin-Btattin ee Sees 
T. B. f. N.) etre ene bee Frei = 1 e 
Bologna, 16. April. Von den Arbeitern, welche in den letzten] S (Kur, Nenmärk. dae 2% 1 ji hr 
Tagen einen Strike machten, haben die meiſten ihre Beſchäftigungſ 3 |Posensche .. Je Pede, %% 90 060 En 
wieder aufgenommen. Die Stadt ift ruhig. indeſſen werden die mili⸗] % Mio dene Galle Undeienb 2 
täriſchen Vorſichtsmaßregeln beibehalten. Es find viele Verhaftungen] / uren. Neumürk 4 udwixsh. Bexb. 10% | 9215 4 1480. 
vollſogen worden. — Geſtern Abend fand eine demokratiſche Verſamm⸗ &\Fommersche ..: 1 ZA lee 
lung ftatt, in welcher beſchloſſen wurde, den Strike aufzugeben und dem ä etz fur Lade; 2 
Parlamente eine Petitipn um Erleichterung der Abgabenlaſt und gegen] 3 . 9 |Neiase-Bri — ( eat be. 
die ungerechte Vertheilung der Einkommenſteuer zu übergeben. Auch ſoll] & \schtosische . . lieren At i 5 Be 
die fofortige Freilaſſung der verhafteten Perſonen gefordert werden. Louisd'or 12} & 0 HG 5 2 
Liſſabon, 15. April. Der König eröffnete heute die Cortes in ande ie — ade — 0 B. 
Perſon mit einer kurzen Anſprache. Er ſagte, die Königin habe fid| Oesterr.Metattiquen 18 |46% ba en ie P 
auf Einladung ihres Vaters nach Italien begeben. Der Finanzminister] ds Tat- Ages 10% b, Geste Tarn — „ bb 
werde Vorſchläge für Verbeſſerung der Creditverhältniſſe und für die 3 BR TA ae be. u. G.. K. Oderuf. dt. Z Is 16% b.. 
Ordnung der Finanzen machen. Dem öffentlichen Unterricht würde] a Kisonb..L. 1 1% en be u Bilknemenen 1 | f g, 8, e & 
beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet werden. Für die Aufrechthaltung Kate, Ag. l. 1nealß 85 , e ae 1 - | 1 355 
der Ruhe im Lande ſeien alle erforderlichen Maßregeln getroffen. Im EI 9 66 bt „ 0, ed Fen- Aa — 1 u Snnc. 
ganzen Königreich herrſcht Ordnung. (T. B. f. N.) ale 100 Pin bei 14 d. e 837 hei 
Ä 
„Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. Caches, 4h Tuir Ohl 1864 L. Bank- ud Industrie-Paplere. 
Wolff's Telegraphiſches Bureau. Baden. 35 El. Loosel— 29 B. Berl, Kassen-V. |12 9%, 162.B 
aris, 16. April, Nachm. 3 Uhr. Schluß. Courf e: Zproc, Rente 69, 00 Dee ene Mü sl e 


= 
= 


8 
8 
2 8 
Actien 550, 00, ECredit⸗Mobil.⸗Actien 240, 00. Lombard. Eiſen i en] Ve k 
363, 75. Oeſterr. Anleihe von 1865 pr. ept, 344, 00, proc. Berein.- dito 92 a ecke 75 ji * Bm; 
Staaten⸗Anleihe pr. 1882 (ungeſt.) 7970. Träge alles angeboten, unbelebt. * Ill v. St. 3½ g. u n. Hannoversche B. re 46 da 
a Liquidation wurden gehandelt: . Rente 47, 55, Staatsbahn] Cel enen . 102%, B. fond Nordd. . 1 FR) ro 
50, 00, Credit mobilier 242, 50, Lombarden 365, 00. Coönſols von Mittags] dito 84 pa. u. d. [adnigeberger B. 7½ — 18 
1 Uhr waren 934 gemeldet. dito III. 4 183 5 Biel ER 
aris 16, April, Nachm. 1 Uhr 50 M. [Bankausweis.] Vermehrt:| die le Magdeburger . 5 | 4 6. 
Laufende Rechnungen der Privaten um 3 Millionen Francs. Vermindert:! äito la 63% . Freges, Bak. A l de . 
aarvorrath um 4%, Portefeuille um 3%, Vorſchüſſe auf Werthpapiere | Co- Oder. (un.) 4 |52 br. Thüringer Bank 4, | 4 > 
um 1%, Notenumlauf um 5 ½, Guthaben des Staatsſchazes um 1% dito I. E. 4% — Z l RT es dr. v. G 
don” 16, April, Nahmittags Uhr. Schluß-Gourfe: Cegſels . Waage . ff 6 — 
ondon, 16. April, m r. uß⸗Courſe: Conſols 93%. er un g 1. Hand -G 2 
Iproc. Spanier 35%. wg 470, nber e 1 %s le e , eder ed = e 
exicaner 15°/,. 5proc. Ruſſen 834. Neue Ruſſen 85%. Silber Kleinigkeit dito 1.4½ 94 ½ 0. Darmstädter „ 6 | et bz. 
15855 600 Türk. Anleihe von 1865 34%. proc. Verein. Staaten: | Sterne Ri Dive Com ante 2 e 
nl. pr. 188% 5 B. 378 / C. ab- A. — 5 
London, 16. April, Abends. [Bankausweis.] Notenumlauf 24,464,095] dite ar ie 
(Abnahme 146,950), Baarborrath 20,711, ahme .113,797), Noten- dito D./A 114 B. ae be. 
, vo Mn. (sätue| SE, ERERG Imre |= ji Mark 
rt a. M., 16. Apri ags 2 Uhr 30 Min, uß⸗] dito “a U. er. 1½ — 112% 8 
galten e e e una ke | er 
taaten⸗Anleihe pr. 1882 „ Heſſiſche Ludwigsbahn 7 ieriſche 2 5 
Rrämiensüinteibe 84. 185 er Lese 64%. 1860er goose I. cher dn ned p. % . fers esw alf. ham I f. 
Looſe Ober ede che f. Oeſterr. Creditactien 189. Staatsbahn Wechsel-Course. 
—. — Oberheſſiſche 74. A 10 T. 143% bz. . 4% M. 
remen, 1 pril. ee Standard white, loco 5%. 1 ee 2 1 1920 br. deer Lob Jui. ! 4 2. nn 
den, 16, April. [SchlupsCourfe] _dproc, Metalliques 56, 50.| Hamburs 300 un 18.7; 100 be. a er 
National⸗Anl. 62, 70, 1860er 3 2, —., 1864er Looſe 83, 50. Crevit⸗ London 1 Le.. M.. 24% ba. etersburg 100 8. R.. JW. 9370 6. 
1675 125 80. . 2 5 DENE 57 1085 Genn De 9000 Wien 300 Fren. 4 2.4% br ae De f a2 55 
75. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien⸗Cert. 254, 70. Lombard. Eiſenbahn 169, 30. al Key 2% um Bun es . 1. 
de BR Aer 155 55 e 9 86, 25. faſſen ene 172, —. eee 21.086 ½ bz. Bremen 100 Thlr. Gold |8 T. ni, ba. 
Napoleonsd'or 9, 33. Stimmung feſt. Berlin, 16. April. Weizen loco 90—108 Thlr. pro 2100 Pfo. 
en, 16, April, Abends. [Abend Börſe.] 1860er Looſe 81, 80. — ae A 78--81pfb. 737 he. pro RN 


1864er ‚Loofe . 
254, — Lombarden 168, 75. 


att. 
Hamburg, 16. April, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß ⸗Cour ſe.] 
Senn 2 National⸗Anleihe 53%, Oeſterr. 


pro 


„bez. i⸗Juni 
Thlr. bez., Juni Juli 20% — % Thlr. bez, Juli⸗Aug. 20% — 
—— — bB nn, 


er 
Credit⸗Actien Looſe 69%. Staalsbahn 543. 
Lombarden 360. Vereinsbank 11%. Nord: 

tona⸗Kiel 


ſiſche Prämien⸗Anleihe 101 f. proc. B 
Disconto 17 


flau. 

ee netto 177 Banco 0 in x 
} Oelſaaten in feſter Haltung. — Lupinen wenig Umſatz, pr. 90 Pfd. 

1 38—44 87750 blaue 40—44 Sgr. h ei A 

92100 Sgr. — Schlagle in files 

ſchleſiſche 60-62 Sgr., fremde 5 

ruz) 76—78 Sgr. pr. Cinr. 


23 Ä 
Newyork, 16. April, A Sgr. pr. Schſſl. Sgr. pr. Sack à 150 Pfd. Brutto. 


London in 4. 1882er Bonds 


Illinois 142. 
110,15, 


I, Mittags. Baumwolle: 10,000 Ballen Um ab. 
ehe 1276. Fair Dhell ah 11 %: Ne 
bollerah 10%. Good mipdling Dpolerah . Bengal 94. Good | ® 
ee a 
r 5 am 1 . 

Swim mend 127%. Savannah —. Schwim 5 2 

merikaner —. Domra Aprilverſchiffung — 


Omra März⸗April⸗Verſchi 97. 
— Nachm. 2 U Aae 10,000 Ballen Umſatz. Davon für 


Eri ahn 664. 22 


108—116—122 Winter⸗Raps . 178190200 
84— 85— 81 Winter⸗Rübſen 166—178—186 
80— 82— 81 Sommer⸗Rübſen 
60— 64— 67 Leindotter 
38— 40— 42 5 

1 N 70— 7 N 

eeſaat am mag 7275 in matter Ba 

nber e eg, ae über Notiz. 
hee 
5 Sa! 450 I. 


— 
‚( 225 


e b HIN: 1 
Umſatz 


r. aumwolle: 
Speculation und Export 2000 Ballen. Stimmung flau. 
Air 16, April, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Petroleum⸗ teen f 
Markt. chluß⸗Bericht.) affintrtes, Type weiß, loco 42% bez. u. Br. Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein 
Auf Termine geſchäftslos. 


Druck un Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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